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Anstellungsbedingungen: Personalreglement der Stadt Bern vom 21. November 1991 (Personalreglement; PRB; SSSB 153.01): Teil-

revision 

 

Stellungnahme des Gemeinderates zu den Anträgen aus der ersten Lesung, Stand 31.03.2022, 21.00 Uhr. 

 

Nr. Antragstellende Antrag 

 

Begründung Stellungnahme Gemeinderat 

1.  GFL/EVP Die Begriffe «Dienstverhältnis» bzw. 
«Dienstjahr» sind im ganzen Regle-
ment durch die Begriffe «Anstel-
lungsverhältnis» bzw. «Anstel-
lungsjahr» zu ersetzen. 

Der Begriff «Dienstverhältnis» ist 
veraltet. Der Begriff «Arbeitsver-
hältnis» (Antrag der FSU) ist aber 
nur bedingt geeignet. Der Unter-
schied zwischen Arbeit und Anstel-
lung ist heutzutage fliessend. Er 
kommt aber beispielsweise zum 
Ausdruck, wenn wir nach den Ar-
beitsbedingungen oder nach den 
Anstellungsbedingungen fragen. Im 
Personalreglement sind mit Sicher-
heit die Anstellungsbedingungen 
gemeint. Analoges gilt für den Be-
griff «Dienstjahr». 

Annehmen 
Die Begriffe «Anstellungsverhält-
nis» und «Anstellungsjahr» sind 
verständlich und moderner als 
«Dienstverhältnis» bzw. «Dienst-
jahr». 

2.  GB/JA! Die Begriffe sind wie folgt zu erset-
zen: 
Alte Formulie-
rung  

Neue Formulie-
rung 

Art. 1 a) Arbeit-
nehmerinnen und 
Arbeitnehmer 

Arbeitnehmende 

Art. 2 a) Schullei-
terinnen und 
Schulleiter 

Schulleitungen  

Die Paarformen sind nicht ge-
schlechterinklusiv. Der Leitfaden 
«Kommunikation und Geschlecht: 
Worauf muss ich achten?» emp-
fiehlt die Verwendung der Paarfor-
men nur noch für spezifische Fälle, 
(zur Benennung ungewohnter Ge-
schlechterrollen, bei einer Misch-
form, bei einfacher Sprache) wel-
che für das Personalreglement 
nicht relevant sind. 

Ablehnen 
Mit Ausnahme des Begriffs «Schul-
leitungen» lehnt der Gemeinderat 
die Formulierungsvorschläge ab: 
In Anlehnung an den vorangehen-
den Antrag schlägt der Gemeinde-
rat vor, den Begriff «Angestellte» 
statt «Arbeitnehmende» zu verwen-
den. Der Begriff ist gebräuchlich, 
allgemein bekannt und ge-
schlechtsneutral. Der Begriff «An-
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Nr. Antragstellende Antrag 

 

Begründung Stellungnahme Gemeinderat 

Art. 92 2 Direkto-
rinnen und Direk-
toren  

Direktor*innen 

Art. 92 3) Die Di-
rektorin oder der 
Direktor kann 
ihre oder seine 
Befugnisse 

Die Direktor*in-
nen können ihre 
Befugnisse  

 

stellung» umfasst geistige wie kör-
perliche Arbeit, indem er unabhän-
gig von der Art der Tätigkeit (Vor-
gesetztentätigkeit, Bürotätigkeit, 
Handwerk, Betreuung, Sicherheit 
etc.) lediglich festhält, dass eine 
Person bei der Stadt angestellt ist. 
Der Begriff beschreibt damit den 
Adressatenkreis der Personaler-
lasse am präzisesten, ohne den 
Fokus auf eine bestimmte Gruppe 
zu legen. 

Legende zur Synopsis: 

Neu = fett und kursiv 

Gestrichen = durchgestrichen 

Unverändert = ohne spezielle Formatierung 

(unverändert) = Bestimmung bleibt unverändert 

(aufgehoben) = Bestimmung wird aufgehoben 

Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

Art. 1   Begriffe Art. 1   Begriffe 
  

a. Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter sind alle Arbeitneh-

merinnen und Arbeitneh-

mer der Stadt Bern; 

a. Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter Angestellte sind alle 

Arbeitnehmerinnen und Ar-

beitnehmer der Stadt Bern; 

FSU1:  
Der Begriff «Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter» wird nicht 
durch den Begriff «Angestellte» 
ersetzt. Dies gilt für das ganze 
Reglement. 

Ablehnen 
Die Doppelform ist nicht ge-
schlechterneutral. Der Begriff 
«Angestellte» umfasst hingegen 
sämtliche Tätigkeitsprofile in-
dem er gar nichts aussagt über 
die Art der Tätigkeit (vgl. voran-
gehende Stellungnahme). 

                                                   
1  Begründung: Unter dem Begriff Angestellte werden nur (hauptsächlich) geistig arbeitende Mitarbeitende verstanden. In der Stadt sind auch Arbei-

ter/innen tätig. Mitarbeitende ist der neutrale Begriff, der beide Beschäftigungskategorien subsumiert. 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

b. Vorgesetzte sind Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter al-

ler Kaderstufen, denen 

aufgrund der Aufbauorga-

nisation der Stadt andere 

Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter unterstellt sind; 

b. Vorgesetzte sind Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter Ange-

stellte aller Kaderstufen, de-

nen aufgrund der Aufbauor-

ganisation der Stadt andere 

Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter Angestellte unterstellt 

sind; 

  

c. Angestellte sind Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter im 

öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnis; 

c. (aufgehoben) 
  

d. Leitende Angestellte sind 

Angestellte der vom Ge-

meinderat bestimmten Ka-

derstufen; 

d. (unverändert) 
  

e. Vertragsangestellte sind 

Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter im privatrechtlichen 

Arbeitsverhältnis; 

e. (aufgehoben) 
FDP/JF2: 
e. Vertragsangestellte sind An-
gestellte, die gemäss den 
Bestimmungen des Schweizer 
Obligationenrechts angestellt 
sind, insbesondere leitende 
Angestellte und Lernende. 

Ablehnen 
Mit der vorliegenden Revision 
soll die Ungleichbehandlung von 
städtischen Angestellten durch 
die Anstellung auf unterschiedli-
cher Rechtsgrundlage gerade 
aufgehoben werden. Es gibt kei-
nen sachlichen Grund, leitende 
Angestellte privatrechtlich und 
damit unter schlechteren Bedin-
gungen anzustellen als die übri-
gen Angestellten. Leitende An-

                                                   
2  Begründung: Neu gewählten Gemeinderatsmitgliedern muss es möglich sein, u.a. ihr Kader frei zusammenzusetzen. Aus diesem Grund ist es ange-

bracht, insbesondere leitende Angestellte einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis zu unterstellen. 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

gestellte tragen grosse Verant-
wortung und sind wichtige Stüt-
zen der Stadtverwaltung, dem-
entsprechend dürfen sie nicht 
schlechter gestellt werden als 
Angestellte ohne Führungsfunk-
tion. 

f. Aushilfen sind Vertragsan-

gestellte, die vorüberge-

hend für die Erfüllung ei-

ner bestimmten Aufgabe 

angestellt werden; 

f. (aufgehoben) 
  

g. Zuständige Instanzen im 

Sinne dieses Reglements 

sind die für den Erlass per-

sonalrechtlicher Verfügun-

gen zuständigen städti-

schen Stellen (Art. 92); 

g. (unverändert) 
  

h. Teilzeitarbeit ist Arbeit bei 

einem Beschäftigungsgrad 

von weniger als 100 Pro-

zent; 

h. (aufgehoben) 
  

i. Personalverbände sind An-

gestelltenorganisationen 

und Gewerkschaften, wel-

che die auf das Dienstver-

hältnis bezogenen Interes-

sen ihrer Mitglieder vertre-

ten; 

i. (unverändert) 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

k. Stellen sind Aufgaben-, 

Kompetenz- und Verant-

wortungsbereiche. Sie 

werden durch die Stellen-

beschreibungen festge-

legt; 

k. (unverändert) 
  

l. Funktionsgruppen sind an-

hand der Grundanforde-

rungen festgelegte Grup-

pen von Stellen, die meh-

rere Lohnklassen umfas-

sen; 

l. (unverändert) 
  

m. Kaderstufen sind Ebenen 

hierarchisch gleichwerti-

ger Stellen von Vorgesetz-

ten und höheren Stabsmit-

arbeiterinnen und Stabs-

mitarbeitern; 

m. Kaderstufen sind Ebenen 

hierarchisch gleichwertiger 

Stellen von Vorgesetzten 

und höheren Stabsmitarbei-

terinnen und Stabsmitarbei-

tern Stabsangestellten mit 

Kaderfunktion; 

  

n. Umplatzierung ist die be-

trieblich oder gesundheit-

lich bedingte Versetzung 

eines oder einer Mitarbei-

tenden an eine andere 

Stelle innerhalb der Stadt-

verwaltung; 

n. Umplatzierung ist die be-

trieblich oder gesundheitlich 

bedingte Versetzung eines 

oder einer Mitarbeitenden an 

eine andere Vermittlung ei-

ner anderen Stelle innerhalb 

der Stadtverwaltung; 

  

o. Ausgliederung (Outsour-
cing) ist das Herauslösen 
von Verwaltungseinheiten, 

o. Ausgliederung (Outsourcing) 
ist das Herauslösen von Ver-
waltungseinheiten, Aufgaben 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

Aufgaben und Mitarbeiten-
den aus der Stadtverwal-
tung und ihre Eingliede-
rung in bestehende oder 
neue Organisationen Drit-
ter. 

und Mitarbeitenden Ange-
stellten aus der Stadtver-
waltung und ihre Eingliede-
rung in bestehende oder 
neue Organisationen Dritter. 

Art. 2   Geltungsbereich Art. 2   Geltungsbereich 
  

1 
Dieses Reglement findet auf 

die Angestellten der Stadt 

Bern Anwendung. 

1 (unverändert) 
  

2 
Es findet soweit Anwendung 

auf Angestellte, deren Dienst-

verhältnisse teilweise vom 

kantonalen Recht geregelt 

sind, als keine zwingenden 

kantonalen Vorschriften be-

stehen. 

2 (aufgehoben) 
  

3 
Es findet keine Anwendung 

auf 

3 Es findet keine Anwendung auf 
  

a. Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, deren Dienstver-

hältnisse vollumfänglich 

vom kantonalen Recht ge-

regelt sind, namentlich auf 

die Lehrerinnen und Leh-

rer der städtischen Schu-

len; 

a. Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter Angestellte, deren 

Dienstverhältnisse vollum-

fänglich vom kantonalen 

Recht geregelt sind, nament-

lich auf die Lehrerinnen und 

Lehrer der städtischen Schu-

len Lehrkräfte sowie die 

Schulleiterinnen und 

Schulleiter der öffentlichen 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

Volksschule der Stadt 

Bern; 

b. Vertragsangestellte. Ihre 

Anstellung wird durch pri-

vatrechtlichen Arbeitsver-

trag geregelt. 

b. Vertragsangestellte. Ihre An-

stellung wird durch privat-

rechtlichen Arbeitsvertrag 

geregelt. Lernende; diese 

werden privatrechtlich ge-

mäss den Bestimmungen 

des Schweizerischen Obli-

gationenrechts3 angestellt. 

Der Gemeinderat erlässt 

die nötigen Bestimmungen 

zum Anstellungsverhältnis 

von Lernenden. 

FSU4: 
Lernende; diese werden privat-
rechtlich gemäss den Bestim-
mungen des Schweizerischen 
Obligationenrechts angestellt. 
Der Gemeinderat erlässt die nö-
tigen Bestimmungen zum An-
stellungsverhältnis von Lernen-
den. Diese entsprechen den 
Bestimmungen des PRD/PVO. 
 
 
 
FDP/JF5: 
b. Vertragsangestellte 

Ablehnen 
Das Lernendenverhältnis muss 
sich zwingend nach den überge-
ordneten obligationenrechtlichen 
Bestimmungen für die Lernen-
den sowie dem Berufsbildungs-
gesetz richten.  
 
 
 
 
 
Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 1 lit. e 

                                                   
3  Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzgesetzbuchs (Fünfter Teil: Obligationenrecht [OR; SR 

220]) 
4  Begründung: Lernende sollen gleichgestellt sein, sofern es dem Zweck des Ausbildungsverhältnis nicht widerspricht.  
5  Begründung: Vgl. Begründung zu Art. 1 lit. e. 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

4. Kapitel: Rechtsnatur des 

Verhältnisses zwi-

schen der Stadt 

und ihren Mitarbei-

terinnen und Mit-

arbeitern 

4. Kapitel: Rechtsnatur des 

Dienstverhältnisses 

zwischen der Stadt 

und ihren Mitarbeite-

rinnen und Mitarbei-

tern Angestellten 

  

Art. 5   Grundsatz des öffent-

lich-rechtlichen Dienstverhält-

nisses 

Art. 5   Öffentlich-rechtliches 

Dienstverhältnis 

FSU6:  
Der Begriff «Dienstverhältnis» 
ist durch den Begriff «Arbeits-
verhältnis» zu ersetzen. Dies 
gilt für das ganze Reglement. 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
Nr. 1 GFL/EVP (Ersetzen durch 
Anstellungsverhältnis). 

1 
Die Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter stehen zur Stadt in 

der Regel in einem öffentlich-

rechtlichen Dienstverhältnis. 

1 
Die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter Angestellten stehen zur 

Stadt in einem öffentlich-rechtli-

chen Dienstverhältnis.  

FDP/JF
7: 

1 
Die Angestellten stehen zur 

Stadt in der Regel in einem öf-
fentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis. 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 1 lit. e. 
 
Das Ziel der Revision ist die 
Schaffung von einheitlichen An-
stellungsgrundlagen. Eine unbe-
stimmte Ausnahme im Sinne von 
«in der Regel» ist zu unpräzis 
und schafft Raum für Willkür und 
Ungleichbehandlung. 

2 
Es wird durch Anstellungs-

verfügung begründet, welche 

die wesentlichen Bestandteile 

des Dienstverhältnisses ent-

hält. 

2 
Es wird durch Anstellungsver-

fügung begründet, welche die 

wesentlichen Bestandteile des 

Dienstverhältnisses enthält. Das 

Dienstverhältnis entsteht 

FSU8:  
Der Begriff «Anstellungsvertrag» 
wird durch den Begriff «Arbeits-
vertrag» ersetzt. Dies gilt für 
das ganze Reglement. 

Ablehnen 
Bezugnehmend auf die Stellung-
nahme zu Antrag Nr. 1 GFL/EVP 
wird vorgeschlagen, den Begriff 
«Anstellungsvertrag» zu verwen-
den. 

                                                   
6  Begründung: Der Begriff Dienstverhältnis mutet sehr feudalistisch an und entstammt dem längst vergangenen Beamtenrecht. 
7  Begründung: Neu gewählten Gemeinderatsmitgliedern muss es möglich sein, u.a. ihr Kader frei zusammenzusetzen. Aus diesem Grund 

ist es angebracht, insbesondere leitende Angestellte einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis zu unterstellen.  
8  Begründung: s. oben unter Art.1. 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

durch schriftlichen öffentlich-

rechtlichen Vertrag. Der An-

stellungsvertrag kann auf un-

befristete oder aus sachlichen 

Gründen auf befristete Zeit ab-

geschlossen werden. 

 

  
FSU9: 
2bis Die Befristung eines Ar-
beitsvertrags ist auf maximal 
vier Jahre beschränkt. Nach 
einmaliger Wiederholung der 
Befristung wird der Arbeits-
vertrag automatisch in ein un-
befristetes Arbeitsverhältnis 
überführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ablehnen  
Zwingende Voraussetzung für 
den Abschluss eines befristeten 
Anstellungsverhältnisses sind 
die sachlichen Gründe. Mit die-
sen werden Missbräuche ausge-
schlossen. Für den Fall, dass 
eine zeitliche Begrenzung der 
Befristung gewünscht wird  
(z.B. wie gemäss FSU max. 2 x 
4 = 8 Jahre), schlägt der Ge-
meinderat eine präzisere Formu-
lierung vor: 
 
«Liegen sachliche Gründe für 
eine Befristung vor, kann eine 
Anstellung auf maximal zweimal 
vier Jahre befristet werden.  
Soll die Anstellung nach Ablauf 
von 8 Jahren weitergeführt wer-
den, erfolgt die Überführung in 
ein unbefristetes Anstellungs-
verhältnis.» 
 
 

                                                   
9  Begründung: Die Stadt soll keine Kettenarbeitsverträge abschliessen können. Bei befristeten Leistungsvereinbarungen kann das Be-

triebsrisiko nicht einseitig auf die Mitarbeitenden überbunden werden, wie dies aktuell bei der Asylsozialarbeit geschieht.  
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

 
GLP/JGLP:10 
2bis Die Befristung eines Ar-
beitsvertrags einschliesslich 
Verlängerungen ist auf maxi-
mal vier Jahre beschränkt. 

Ablehnen 
Auch dieser Antrag wird aus den 
vorangehend genannten Grün-
den abgelehnt. 
Für den Fall, dass eine zeitliche 
Begrenzung gewünscht wird, 
schlägt der Gemeinderat folgende 
Formulierung vor: 
 
«Liegen sachliche Gründe für 
eine Befristung vor, kann eine 
Anstellung einschliesslich Ver-
längerungen auf maximal vier 
Jahre befristet werden.» 

3 
Es wird in den vom Regle-

ment vorgesehenen Fällen be-

endet. 

3 
(aufgehoben) 

  

 4
 Anstellungsverträge, die 

ohne sachlichen Grund befris-
tet werden, gelten als unbe-
fristet.

 

FDP/JF11: 
4
 Anstellungsverträge, die 

ohne sachlichen Grund befris-
tet werden, gelten als unbe-
fristet. 

Ablehnen 
Die Voraussetzung des sachli-
chen Grundes entspricht einem 
unbestrittenen Grundsatz im Be-
reich des Obligationenrechts. 
Der Grundsatz von Treu und 
Glauben wird in diesem Bereich 
– wie in vielen anderen auch – 
durch eine differenzierte Recht-
sprechung präzisiert und dient 
dazu befristete Anstellungen aus 

                                                   
10  Begründung Die Beschränkung der Befristung gemäss Antrag FSU auf 4 Jahre ist  sinnvoll. Der FSU-Antrag ist jedoch unklar formuliert. 

Ob die Befristung mit 4 einmaligen Verträgen von der Dauer eines Jahres oder mit einem Vertrag mit vierjähriger Dauer umgeset zt wird, 
soll egal sein. Die Einschränkung durch einmalige Wiederholung und anschliessende automatische Festanstellung schränkt zu stark ein.  

11  Begründung: «Sachlicher Grund zur Befristung» ist mehrdeutig und nicht einordbar. Darüber hinaus ist es fraglich, ob der vorgesehene 
Abs. 4 für befristet Angestellte der Stadt Bern überhaupt einen Anspruch begründen könnte: Wer sich auf eine befristete Stelle bewirbt 
und im Nachhinein eine unbefristete Anstellung verlangt, würde nicht nach Treu & Glauben handeln.  
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

missbräuchlichen Gründen zu 
verhindern. 
Falls neu Absatz 2bis eingefügt 
werden sollte, müsste Abs. 4 
aus systematischen Gründen 
vorangestellt werden. Es emp-
fiehlt sich eine Neunummerie-
rung der Absätze in diesem Arti-
kel. 
Die Nummerierung der Absätze 
1 und 2 bleibt bestehen, der Ab-
satz 4 wird zu Absatz 3 und der 
allenfalls neu dazukommende 
Absatz 2bis wird zu Absatz 4. 

Art. 6   Ausnahme des privat-

rechtlichen Arbeitsverhältnis-

ses 

Art. 6 (aufgehoben)
 FDP/JF12: 

Der Art. 6 sei beizubehalten. 
Der Titel des Art. 6 soll in «Ver-
tragsangestellte» umbenannt 
werden. 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 1 lit. e 
 

1 
Die zuständige Instanz kann 

in besonderen Fällen und im 

Rahmen der Budgetkredite mit 

Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern privatrechtliche Arbeits-

verhältnisse durch schriftli-

chen Vertrag begründen. Pri-

vatrechtlich angestellt werden 

namentlich Personen in Son-

derdienstverhältnissen. 

 
FDP/JF:13 
1 

Die zuständige Instanz kann 
muss in besonderen Fällen und 
im Rahmen der Budgetkredite 
mit Angestellten privatrechtli-
che Arbeitsverhältnisse durch 
schriftlichen Vertrag begründen. 
Privatrechtlich angestellt werden 
namentlich Personen in Sonder-
dienstverhältnissen leitende 
Angestellte. 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 1 lit. e 
 

                                                   
12  Begründung: Insbesondere leitende Angestellte der Stadt Bern sollen in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis angestellt werden.  
13  Begründung: Keine. 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

2 
Sind die Voraussetzungen 

für die Begründung eines An-

gestelltenverhältnisses erfüllt, 

wird ein privatrechtliches Ar-

beitsverhältnis nach Ablauf 

von drei Jahren in ein öffent-

lich-rechtliches Dienstverhält-

nis umgewandelt, sofern sich 

die Weiterführung im bisheri-

gen Rahmen nicht aus dem 

Anstellungszweck ergibt. 

 
FDP/JF:14 
2 

Sind die Voraussetzungen für 
die Begründung eines Angestell-
tenverhältnisses erfüllt, wird ein 
privatrechtliches Arbeitsverhält-
nis nach Ablauf von drei Jahren 
in ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis umgewandelt, 
sofern sich die Weiterführung im 
bisherigen Rahmen nicht aus 
dem Anstellungszweck ergibt. 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 1 lit. e. 
 

3 
Der Gemeinderat erlässt All-

gemeine Vertragsbedingungen 

für Arbeitsverträge mit Ver-

tragsangestellten. 

 
FDP/JF:15 
3 

Der Gemeinderat erlässt Allge-
meine Vertragsbedingungen für 
Arbeitsverträge mit Vertragsan-
gestellten Angestellten im pri-
vatrechtlichen Arbeitsverhält-
nis im Sinne der Bestimmun-
gen zum Arbeitsvertrag im 
Schweizer Obligationenrecht. 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 1 lit. e. 
 

4
 ... 

 
  

                                                   
14  Begründung: Keine. 
15  Begründung: Keine. 
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Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

2. Titel: Das Angestelltenver-

hältnis 

2. Titel: Das Angestellten 

Dienstverhältnis 

  

1. Kapitel: Voraussetzungen 

des Angestellten-

verhältnisses 

1. Kapitel: Begründung 

  

1. Abschnitt: Im Allgemeinen 1. Abschnitt: (aufgehoben) 

  

Art. 7    Art. 7 (aufgehoben) 
  

1 Für die Begründung eines 

Angestelltenverhältnisses 

müssen die nachfolgenden 

sachlichen und persönlichen 

Voraussetzungen erfüllt sein. 

2 Fehlt eine persönliche Vo-

raussetzung, die erfüllbar ist, 

setzt der Gemeinderat eine an-

gemessene Frist zur nachträg-

lichen Erfüllung an. Ver-

streicht diese ungenutzt, fällt, 

wie in den übrigen Fällen, die 

Anstellung auf den vom Ge-

meinderat bestimmten Zeit-

punkt dahin. 
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Art. 8   Freie Stelle Art. 8   Freie Stelle 
  

1 Ein Angestelltenverhältnis 

darf nur begründet werden, 

wenn eine ständige Stelle frei 

ist.  

1 Ein Angestelltenverhältnis un-

befristetes Dienstverhältnis 

darf nur begründet werden, 

wenn eine ständige Stelle frei 

ist.  

FDP/JF:16 
1 Ein Angestelltenverhältnis un-

befristetes Dienstverhältnis 

darf nur begründet werden, 

wenn eine ständige Stelle frei 

ist. Die Notwendigkeit der Wie-

derbesetzung einer ständigen 

Stelle und die Beibehaltung 

des Umfangs des bestehenden 

Arbeitspensums muss in je-

dem Fall überprüft und schrift-

lich begründet werden. 

Ablehnen 
Ausführungsbestimmungen und 
operative Anweisungen sind stu-
fengerecht auf Verordnungs-
ebene zu regeln. 

2 Zur Einarbeitung von Ange-

stellten können Stellen vo-

rübergehend doppelt besetzt 

werden, jedoch höchstens 

während eines Monats. 

2 (unverändert)  
  

  
  

Art. 9   Ausschreibung Art. 9   Ausschreibung 
  

1 
Vor der Ausschreibung ist 

zu prüfen, ob eine umzuplat-

zierende Person zu berück-

sichtigen und ob eine Stellen-

teilung möglich ist.   

1 (unverändert) 
  

                                                   
16  Begründung: Keine. 
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2 
Freie Stellen sind intern und 

in der Regel extern zur Bewer-

bung auszuschreiben.  

2
Freie Zu besetzende Stellen 

sind intern und in der Regel ex-

tern auszuschreiben. Der Ge-

meinderat erlässt die nötigen 

Ausnahmebestimmungen.
 

  

3 
Die Ausschreibung soll sich 

an beide Geschlechter richten.  

3 
(aufgehoben)

 
  

Art. 10   Anstellungsvoraus-

setzungen 

Art. 10   Anstellungsvorausset-

zungen 

  

1 Die Anstellung setzt fachli-

che und persönliche Eignung 

voraus, wobei beruflich sowie 

ausserberuflich (Haus- und 

Familienarbeit, freiwillige und 

ehrenamtliche Arbeit) erwor-

bene Kompetenzen und Erfah-

rungen, soweit sie dem Kom-

petenzenprofil der Stelle ent-

sprechen, gleichwertig zu be-

rücksichtigen sind. Bei der 

Auswahl von Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern ist bei gleich-

wertiger Qualifikation in der 

Regel jenes Geschlecht zu be-

vorzugen, das im entspre-

chenden Bereich untervertre-

ten ist.  

1 Die Anstellung setzt fachliche 

und persönliche Eignung voraus, 

wobei beruflich sowie ausserbe-

ruflich (Haus- und Familienar-

beit, freiwillige und ehrenamtli-

che Arbeit) erworbene Kompe-

tenzen und Erfahrungen, soweit 

sie dem Kompetenzenprofil der 

Stelle entsprechen, gleichwertig 

zu berücksichtigen sind. Bei der 

Auswahl von Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern Angestellten 

ist bei gleichwertiger Qualifika-

tion in der Regel jenes Ge-

schlecht zu bevorzugen, das im 

entsprechenden Bereich unter-

vertreten ist. 
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2 
Der Gemeinderat legt die 

Stellen fest, für die das 

Schweizerbürgerrecht Anstel-

lungsvoraussetzung bildet. 

2 
(unverändert)  

  

3 Die zuständige Instanz kann 

die Anstellung von weiteren 

Voraussetzungen, insbeson-

dere vom Ergebnis einer Prü-

fung oder einer arbeitsärztli-

chen Untersuchung, abhängig 

machen. 

3 (aufgehoben)  
  

2. Kapitel: Das Probeverhält-

nis 

2. Kapitel: Probeverhältniszeit 
  

Art. 14   Probeverhältnis; 

Dauer  

Art. 14   Probeverhältniszeit; 

Voraussetzungen und Dauer  

  

1 
Dem definitiven Verhältnis 

geht bei der erstmaligen Be-

gründung des Dienstverhält-

nisses ein Probeverhältnis vo-

raus. 

1 
Die ersten sechs Monate des 

Dienstverhältnisses gelten als 

Probezeit.  

FSU17: 
1 

Die ersten sechs drei Monate 
des Dienstverhältnisses gelten 
als Probezeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ablehnen 
Die Probezeit ist der letzte 
Schritt des Selektionsverfah-
rens, mit welchem beide Par-
teien – Arbeitgeberin und Arbeit-
nehmende – überprüfen, ob eine 
langfristige Zusammenarbeit ge-
wünscht und erfolgversprechend 
ist. 
Durch die gegenüber der Privat-
wirtschaft erschwerten Kündi-

                                                   
17  Begründung: Es ist stossend, dass die Probezeit mit sechs Monaten sehr viel länger angesetzt werden soll, als dies Art. 335b Abs. 2 

OR vorsieht.  
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GLP/JGLP:18 
1 Die ersten drei bis maximal 
sechs Monate des Dienstver-
hältnisses gelten als Probezeit. 

gungsbedingungen in der öffent-
lichen Verwaltung ist diesem ge-
genseitigen Kennenlernen ein 
besonderer Stellenwert zuzuord-
nen. 
In lediglich drei Monaten ist ein 
fundierter Entscheid über die er-
folgreiche Zusammenarbeit nicht 
möglich. Der Gemeinderat emp-
fiehlt dem Stadtrat daher, den 
Antrag abzulehnen. 
 
Ablehnen 
Anzustreben ist eine einfache, 
klare Regelung. Der Ermessens-
spielraum von drei bis sechs 
Monaten ist mit dem im öffentli-
chen Recht geltenden Gebot der 
Willkürfreiheit und der Gleichbe-
handlung nicht vereinbar. 

2 
Das Probeverhältnis ist auf 6 

Monate befristet. Über eine 

Verlängerung wird vor dessen 

Ablauf entschieden. 

2 
Bei befristeten Dienstver-

hältnissen gilt eine Probezeit 

nur, wenn sie im Anstellungs-

vertrag vereinbart ist. 

  

                                                   
18  Begründung Es ist nicht in jeder Funktion sinnvoll, die Probezeit auf sechs Monate anzuordnen. Das Personalamt soll die  Probezeit je 

nach Funktion zwischen 3 und 6 Monaten im Anstellungsvertrag festlegen können.  
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3 
Das Probeverhältnis für lei-

tende Angestellte ist auf 12 

Monate befristet. Es besteht 

keine Verlängerungsmöglich-

keit. 

3 
Treten Angestellte eine 

Stelle mit anderen Anforde-

rungen und Aufgaben inner-

halb der Stadtverwaltung an, 

gelten die ersten sechs Mo-

nate in der neuen Funktion als 

Probezeit mit den Beendi-

gungsfristen von Artikel 17b. 

Bei Umplatzierungen ist ab-

weichend davon Artikel 60 

Abs. 3bis anwendbar. 

FSU
19

: 
3 

Treten Angestellte eine Stelle 
mit anderen Anforderungen und 
Aufgaben innerhalb der Stadt-
verwaltung an, gelten die ersten 
drei sechs Monate in der neuen 
Funktion als Probezeit mit den 
Beendigungsfristen von Artikel 
17b. Bei Umplatzierungen ist ab-
weichend davon Artikel 60 Abs. 
3bis anwendbar. 
 
FDP/JF20: 
Der ursprüngliche und der vom 
Gemeinderat zur Revision vor-
gesehene Abs. 3 von Art. 14 sei 
zu streichen. 

Ablehnen 
Es wird auf die Stellungnahme 
zu Antrag FSU zu Artikel 14 Ab-
satz 1 verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnen 
Es bedarf einer klarstellenden 
Regelung für interne Stellen-
wechsel sowie Umplatzierungen. 

 

4 
Angestellte, die eine Stelle 

mit anderen Anforderungen 

und Aufgaben antreten, wech-

seln ins Probeverhältnis. Es 

 

4 
Wenn Gründe für eine Kündi-

gung während der Probezeit 

vorliegen, oder wenn eine Be-

urteilung infolge Abwesenheit 

vom Arbeitsplatz sowie durch 

FSU21: 
4 

Wenn Gründe für eine Kündi-
gung während der Probezeit vor-
liegen, oder wenn eine Beurtei-
lung infolge Abwesenheit vom 
Arbeitsplatz sowie durch andere 
Gründe verhindert oder er-
schwert wurde, kann die zustän-

Annehmen 
Die beantragte Kürzung dient 
der Klarheit der Bestimmung 
und kann umgesetzt werden. 
 
 
 
 
 

                                                   
19  Begründung: Die Probezeit ist mit 6 Monaten sehr viel länger angesetzt, als dies Artikel 335b Abs. 2 OR vorsieht. Gerade bei internen 

Stellenwechseln ist dies nicht gerechtfertigt. 
20  Begründung: Wenn Angestellte umplatziert werden oder eine Stelle mit anderen Anforderungen und Aufgaben innerhalb der Stadtverwaltung ange-

hen, haben sie sich bereits etabliert. Eine Probezeit für Umplatzierte anzusetzen ist nicht notwendig und führt für die Angestellten und für die Stadt 
unnötig zu fehlender Rechtssicherheit. 

21  Begründung: Die Probezeit ist genau dazu da, innert kurzer Zeit herauszufinden, ob jmd. für die Stelle taugt oder nicht. Das «schwe-
bende» Verhältnis in der Probezeit kann für alle Beteiligten belastend sein. Eine Probezeit von sechs Monaten ist eh schon se hr lang. Eine 
einigermassen fähige Führungsperson wird die Eignung eines/einer Mitarbeitenden nach drei Monaten einschätzen können. Wenn Gr ünde 
für die Kündigung vorliegen, soll gekündigt werden, und nicht einfach die sonst schon zu lange Probezeit zu verlängern.  
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gelten indessen die Beendi-

gungsfristen des definitiven 

Verhältnisses. Bei unverschul-

deten Umplatzierungen aus 

dienstlichen und gesundheitli-

chen Gründen wird kein Pro-

beverhältnis begründet. 

andere Gründe verhindert o-

der erschwert wurde, kann die 

zuständige Instanz die Probe-

zeit einmalig um maximal 

sechs Monate verlängern. 

dige Instanz die Probezeit ein-
malig um maximal sechs Monate 
verlängern. 
 
 
FDP/JF22: 
4 

Wenn Gründe für eine Kündi-
gung während der Probezeit vor-
liegen, oder wenn eine Beurtei-
lung infolge Abwesenheit vom 
Arbeitsplatz sowie durch andere 
Gründe verhindert oder er-
schwert wurde, kann die zustän-
dige Instanz die Probezeit ein-
malig um maximal sechs drei 
Monate verlängern. 

 
 
 
 
Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zum Antrag 
FSU zu Artikel 14 Absatz 1. 
 

Art. 15   Beendigung während 

des Probeverhältnisses 

Art. 15 (aufgehoben) 
  

1 Das Probeverhältnis wird 

während seiner Dauer auf De-

missionsbegehren von Ange-

stellten oder auf Veranlassung 

der Stadt beendet. 

2 Zeigt sich vor Ablauf des 

Probeverhältnisses, dass Eig-

nung, Leistung und Verhalten 

von Angestellten im Probever-

hältnis den Anforderungen 

1-4 
(neuer Artikel 17a) 

  

                                                   
22  Begründung: Eine Probezeit von bis zu neun Monaten (vgl. unseren Antrag zu Art. 14 Abs. 1) ist unverhältnismässig lang und führt unnötig zu 

Rechtsunsicherheit für beide Seiten (Stadt und Angestellte). Eine Verlängerung der Probezeit auf insgesamt maximal sechs Monate ist angemessen. 
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nicht genügen, beendet die 

Stadt das Probeverhältnis vor-

zeitig. Die zuständige Instanz 

sorgt dafür, dass den Betrof-

fenen die bevorstehende Mas-

snahme unter Angabe der 

Gründe mitgeteilt und ihnen 

Gelegenheit zur Stellung-

nahme geboten wird.  

3 Die zuständige Instanz eröff-

net den betroffenen Angestell-

ten die Beendigung des Pro-

beverhältnisses schriftlich. 

Dabei beachtet sie folgende 

Fristen: 

a. im ersten Monat: 7 Tage; 

b. ab zweitem Monat: 1 Monat 

auf Monatsende. 

4 Bei Demissionsbegehren 

von Angestellten vor Ablauf 

des Probeverhältnisses gelten 

die Fristen gemäss Absatz 3.  

Art. 16   Verhalten bei Ablauf Art. 16 (aufgehoben)
   

1 
Die zuständige Instanz ent-

scheidet aufgrund von Eig-

nung, Leistung und Verhalten, 
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ob Angestellte im Probever-

hältnis ins definitive Verhält-

nis angestellt werden können.  

2 
Genügen Eignung, Leistung 

und Verhalten den Anforde-

rungen nicht, wird kein defini-

tives Verhältnis begründet. In 

besonderen Fällen kann das 

Probeverhältnis um weitere 6 

Monate verlängert werden. 

 
  

3 
Die zuständige Instanz eröff-

net den betroffenen Angestell-

ten im Probeverhältnis spätes-

tens einen Monat vor dessen 

Ablauf den begründeten Ent-

scheid schriftlich. 

 
  

3. Kapitel: Das definitive Ver-

hältnis 

3. Kapitel: Das definitive Ver-

hältnis Beendigung 

  

1. Abschnitt: Voraussetzung; 

Dauer 

1. Abschnitt: Voraussetzung; 

Dauer Beendigung durch Kün-

digung 

  

Art. 17    Art. 17 (aufgehoben) 
  

1
 Haben Angestellte im Probe-

verhältnis durch ihre Leistung 

und ihr Verhalten gezeigt, 
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dass sie die Anforderungen 

der Stelle erfüllen und die nö-

tige Eignung aufweisen, wer-

den sie durch die zuständige 

Instanz ins definitive Verhält-

nis angestellt. 

2 
Das definitive Verhältnis ist 

unbefristet. 

 
  

 Art. 17a (neu) Kündigung wäh-

rend der Probezeit
 

  

 1
 Während der Probezeit kann 

das Dienstverhältnis beidsei-

tig jederzeit gekündigt wer-

den. Dabei gelten folgende 

Fristen:  

a. im ersten Monat: 7 

Tage; 

b. ab dem zweiten Monat: 

1 Monat auf Monatsende. 

 Hinweis: Sollte der Antrag für 
eine Verkürzung der Probezeit 
von sechs auf drei Monate ange-
nommen werden, müsste aus 
Sicht des Gemeinderats Absatz 
1 neu folgendermassen lauten: 
 
Während der Probezeit kann 
das Dienstverhältnis beidseitig 
jederzeit unter Einhaltung einer 
Frist von 7 Tagen gekündigt 
werden. 
 
Müsste bei verkürzter Probezeit 
bereits im zweiten Monat gekün-
digt werden, stünde für eine 
aussagekräftige Beurteilung 
nicht mehr genügend Zeit zur 
Verfügung. 
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 2 Die zuständige Instanz teilt 

den betroffenen Angestellten 

die bevorstehende Kündigung 

unter Angabe der Gründe mit 

und gewährt ihnen das rechtli-

che Gehör. Anschliessend er-

lässt sie die Kündigungsverfü-

gung. 

FDP/JF23: 
2 Die zuständige Instanz teilt 

den betroffenen Angestellten die 

bevorstehende Kündigung unter 

Angabe der Gründe mit und ge-

währt ihnen das rechtliche Ge-

hör. Wird nach Gewährung des 

rechtlichen Gehörs an der 

Kündigung festgehalten, wird 

diese verfügt. 

Ablehnen 
Aus rechtlicher Sicht ist die For-
mulierung nicht korrekt und es 
ist nicht klar, was mit der Ergän-
zung beabsichtigt wird. 
 
 
 

 3 Eine Beschwerde gegen die 

Kündigungsverfügung hat 

keine aufschiebende Wirkung. 

  

 

 

4 Nicht anwendbar sind die 

Bestimmungen über die Kün-

digung zur Unzeit (Art. 17c), 

die Bewährungsfrist (Art. 17b 

Abs. 3) und die Umplatzierung 

(Art. 60). 

FSU24: 
4 Nicht anwendbar sind die 
Bestimmungen über die Kündi-
gung zur Unzeit (Art. 17c Abs. 1 
und 2) ausser den Bestimmun-
gen zu Unfall/ Krankheit und 
Schwangerschaft/ Mutter-
schaft (Art. 17 c Abs. 1 Ziffer c 
und d), die Bewährungsfrist 
(Art. 17b Abs. 3) und die Um-
platzierung (Art. 60). 

Ablehnen 
Der Antrag wird mit der sehr lan-
gen Probezeit begründet. Diese 
soll nach den Anträgen FSU, 
GLP/JGLP und FSU zu Art. 14 
Abs. 1 auf drei Monate verkürzt 
werden. Es kann somit nicht 
mehr von einer langen Dauer 
gesprochen werden. 
Die Probezeit ist Teil des Selek-
tionsprozesses und dient dem 
gegenseitigen Kennenlernen 
von Arbeitnehmenden und Ar-
beitgeberin. Eine in diese Zeit 
fallende Arbeitsunfähigkeit kann 

                                                   
23  Begründung: Die Gewährung des rechtlichen Gehörs macht nur Sinn, wenn noch Möglichkeit besteht, dass nicht an der Kündigung fest-

gehalten wird. Das gegenwärtige vom Gemeinderat in Abs. 2 zu Art. 17a vorgeschlagene Vorgehen s ieht den Rückzug der Kündigung 
nicht vor. 

24  Begründung: Die sehr lange Probezeit darf nicht dazu führen, dass der Kündigungsschutz für schwangere, Mütter oder kranke Personen 
aufgeweicht wird. Gerade für Schwangere kann dies zum Verzicht auf einen Stellenwechsel führen. Allenfalls kann die Probezeit um die 
Dauer der Krankschreibung resp. des Kündigungsschutzes verlängert werden.  
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daher keine Sperrfrist auslösen, 
da dadurch Ziel und Zweck der 
Probezeit gerade verhindert 
würden. 
Eine Kündigung wegen einer 
Schwangerschaft ist sowohl 
während als auch nach der Pro-
bezeit rechtlich unzulässig aus-
ser in Funktionen, bei denen be-
sonders gefährliche Arbeiten er-
ledigt werden müssen, welche 
Mutter und Kind gefährden wür-
den. In solchen Fällen besteht 
sogar eine Informationspflicht 
der Mitarbeitenden. 

 Art. 17b (neu) Kündigung nach 

der Probezeit
 

  

 1 Nach der Probezeit kann das 

Dienstverhältnis von beiden 

Seiten unter Wahrung einer 

Kündigungsfrist von drei Mo-

naten, jeweils auf das Monats-

ende gekündigt werden. Mit 

leitenden Angestellten kann 

im Anstellungsvertrag eine 

beidseitig verlängerte Kündi-

gungsfrist von maximal sechs 

Monaten auf Monatsende ver-

einbart werden. 

FDP/JF25: 
1 Nach der Probezeit kann das 

Dienstverhältnis von beiden Sei-

ten unter Wahrung einer Kündi-

gungsfrist von drei Monaten, je-

weils auf das Monatsende ge-

kündigt werden. Mit leitenden 

Angestellten kann im Anstel-

lungsvertrag eine beidseitig ver-

längerte Kündigungsfrist von 

maximal sechs Monaten auf Mo-

natsende vereinbart werden. 

Ablehnen 
Damit genügend Zeit für die Su-
che einer Nachfolge besteht, 
kann eine verlängerte Kündi-
gungsfrist bei leitenden Ange-
stellten sinnvoll sein. 

                                                   
25 Begründung: Kommafehler. / Das Angestelltenverhältnis mit leitenden Angestellten soll privatrechtlicher Natur sein (vgl.  unsere Anträge 

zu Art. 6). Eine separate Regelung für leitende Angestellte erübrigt sich deshalb.  
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 2 Die Stadt kann das Dienst-

verhältnis nur aus sachlichen 

Gründen kündigen, nament-

lich 

  

 a. wenn Leistung oder Ver-

halten den Anforderungen 

nicht genügen; 

  

 b. bei fehlender Bereitschaft 

zur Verrichtung der zuge-

wiesenen Arbeit; 

  

 c. bei fehlender Eignung. 
  

 3 
Vor einer Kündigung nach 

Absatz 2 Buchstabe a und b 

wird in der Regel eine ange-

messene Frist zur Bewährung 

eingeräumt und für den Fall 

der Nichtbewährung die Kün-

digung angedroht.  

FSU26:  
3 

Vor einer Kündigung nach Ab-
satz 2 Buchstabe a und b wird in 
der Regel eine angemessene 
Frist zur Bewährung eingeräumt 
und für den Fall der Nichtbewäh-
rung die Kündigung angedroht. 

Annehmen 
Die vorgeschlagene Streichung 
schafft Klarheit. 

 

 

 

 

4 
Die zuständige Instanz teilt 

den betroffenen Angestellten 

die bevorstehende Kündigung 

unter Angabe der Gründe mit 

FSU27:  
4 

Die zuständige Instanz teilt 
den betroffenen Angestellten die 
bevorstehende Kündigung unter 
Angabe der Gründe schriftlich 
mit und gewährt ihnen das 

Annehmen 
In der Praxis wird die Ankündi-
gung aus Beweisgründen ohne-
hin immer schriftlich mitgeteilt. 
Das kann hier so festgehalten 
werden. 

                                                   
26  Begründung: Die Einschränkung «in der Regel» öffnet der Willkür Tür und Tor. Es müssen alle die gleichen Chancen für eine Bewäh-

rung haben. Die Gleichbehandlung ist gerade in dieser Situation sehr wichtig. Beim Vorliegen von Gründen für eine fristlose Kündigung 
kommt die Bewährungsfrist sowieso nicht zur Anwendung.  

27  Begründung: Rechtsicherheit auf beiden Seiten. 
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und gewährt ihnen das rechtli-

che Gehör. Anschliessend er-

lässt sie die Kündigungsverfü-

gung.
 

rechtliche Gehör. Anschliessend 
erlässt sie die Kündigungsverfü-
gung. 

 5 Eine Beschwerde gegen die 

Kündigungsverfügung hat 

keine aufschiebende Wirkung. 

  

 Art. 17c (neu) Kündigung zur 

Unzeit
 

  

 1 Nach Ablauf der Probezeit 

darf die Stadt Angestellten 

nicht kündigen 

  

 a. während sie schweizeri-

schen obligatorischen Mili-

tär- oder Schutzdienst, o-

der schweizerischen Zivil-

dienst leisten, sowie, so-

fern die Dienstleistung 

mehr als elf Tage dauert, 

während vier Wochen vor-

her und nachher; 

  

 b. während sie mit Zustim-

mung der Stadt an einer 

von der zuständigen Bun-

desbehörde angeordneten 

Dienstleistung für eine 

Hilfsaktion im Ausland teil-

nehmen; 
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 c. während sie ohne eigenes 

Verschulden durch Unfall 

oder Krankheit ganz oder 

teilweise an der Arbeits-

leistung verhindert sind, 

während 360 innerhalb von 

540 Tagen, wobei auf ei-

nem neuen Grund beru-

hende Verhinderungen 

keine neue Sperrfrist aus-

lösen; 

FSU28:  
c. während sie ohne eigenes 
Verschulden durch Unfall oder 
Krankheit ganz oder teilweise an 
der Arbeitsleistung verhindert 
sind, während 360 innerhalb von 
540 Tagen, wobei auf einem 
neuen Grund beruhende Verhin-
derungen keine neue Sperrfrist 
auslösen; der Dauer der Lohn-
fortzahlungspflicht. 

Annehmen 
Die Dauer dieses Sperrfristen-
tatbestands mit der Dauer der 
Lohnfortzahlung, wie sie der Ge-
meinderat vorgeschlagen hat, zu 
koordinieren, erscheint sinnvoll. 

 d. während der Schwanger-

schaft und in den 16 Wo-

chen nach der Geburt. 

FSU29: 
d. während der Schwanger-

schaft und in den 26 16 Wo-
chen nach der Geburt. 

Ablehnen 
Der Kündigungsschutz bezieht 
sich explizit auf die Dauer des 
Mutterschaftsurlaubs.  
Eine Verlängerung des Urlaubs 
(z.B. durch unbezahlten Urlaub) 
kommt in der Praxis zwar vor, 
bedarf jedoch aus Rechtsgleich-
heitsgründen keiner erweiterten 
Sperrfrist. Während dieser Zeit 
besteht kein besonderes Schutz-
bedürfnis mehr. 
 

                                                   
28  Begründung: Der Vorschlag des GR ist einerseits unklar und entbehrt andererseits einer sachlichen Begründung. Konkret würde dies 

bedeuten, dass für jmd., der/die zuerst einen Unfall hatte und dann zu einem späteren Zeitpunkt (innerhalb von 540 Tagen?) an  Krebs 
erkrankt, keine neue Sperrfrist zu laufen beginnt, weshalb im u.U. sehr rasch gekündigt werden könnte.  
Eine neue Krankheit bzw. ein neuer Unfall muss eine neue Lohnfortzahlungspflicht und entsprechend eine neue Sperrfrist ausgel öst wer-
den. Bei vermutetem Missbrauch gibt es durchaus Möglichkeiten, diese zu ahnden. 

29  Begründung: Viele Mütter verlängern ihren Mutterschaftsurlaube unbezahlt auf ein halbes Jahr. Ein Kündigungsschutz während mindes-
tens einem halben Jahr trägt dieser Realität Rechnung. 
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  FSU30: 
e. während dem Bezug des Va-
terschaftsurlaubs, wobei bei 
Teilbezug die Kündigungsfrist 
um die Dauer des nicht bezo-
genen Vaterschaftsurlaubs 
verlängert wird. 
 
 
 

Ablehnen 
Der zweite Teilsatz ist sach-
fremd, da er sich auf eine Ver-
längerung der Kündigungsfrist 
bezieht. Artikel 17c regelt je-
doch ausschliesslich Sperrfris-
ten, d.h. Zeiten, in denen nicht 
gekündigt werden darf oder lau-
fende Kündigungsfristen ruhen, 
weil ein erhöhtes Schutzbedürf-
nis besteht. Wird kein Vater-
schaftsurlab bezogen, besteht 
auch kein Schutzbedürfnis. Da 
es um eine Sperrfrist und nicht 
um eine Verlängerung der Kün-
digungsfrist geht, schlägt der 
Gemeinderat folgende Formulie-
rung vor für den Fall, dass der 
Antrag angenommen werden 
sollte: 
 
«während dem Bezug des Vater-
schaftsurlaubs.» 
 
 

  FSU31: 
f. (neu) während des unbe-
zahlten Urlaub gemäss Art. 46 
Abs. 6 des Reglements. 

Ablehnen 
Unbezahlter Urlaub ist eine frei-
willige Verlängerung der Urlaube 
bei Adoption und Geburt. Wird in 

                                                   
30  Begründung: Gemäss OR werden die Kündigungsfristen um den Umfang nicht bezogener Urlaubstage verlängert. Die Stadt sollte die-

sen minimalen Schutz für Väter ebenfalls einführen. 
31  Begründung: Mit dem unbezahlten Urlaub soll die Vereinbarkeit zwischen Beruf und Betreuungspflichten verbes sert werden. Damit die-

ser Zweck auch tatsächlich erfüllt werden kann, muss der Kündigungsschutz auch während dieser Zeit gelten. Es ist in der Zwis chenzeit 
hinlänglich bekannt, dass vielen Frauen nach der Geburt eines Kindes das Arbeitsverhältnis (mit z.T.  fadenscheinigen Gründen) gekün-
digt wird, was zu einer faktischen Diskriminierung von Eltern insbesondere Müttern führt. Zudem ist die Stellensuche in diese r Zeit für die 
betroffenen Personen schwieriger. 
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diesem Zusammenhang ein 
Sperrfristenschutz gewährt, be-
deutet dies eine massive, nicht 
zu begründende Ungleichbe-
handlung zu anderen Mitarbei-
tenden, die ebenfalls freiwillig 
unbezahlten Urlaub beziehen. 
Es besteht in dieser Zeit kein 
besonderes Schutzbedürfnis 
mehr. Eine Sperrfrist für unbe-
zahlten Urlaub würde zudem vor 
allem Mitarbeitenden mit hohen 
Löhnen, grossem Vermögen o-
der einem/-r gutverdienenden 
Partner*in offenstehen. 
Würde Art. 46a Abs. 4 ange-
nommen, wäre der Verweis auf 
Art. 46 Abs. 6 nicht mehr kor-
rekt, da dieser aufgehoben 
würde. 

 2 
Die Kündigung, die während 

einer der in Absatz 1 festge-

setzten Sperrfristen erklärt 

wird, ist nichtig; ist dagegen 

die Kündigung vor Beginn ei-

ner solchen Frist erfolgt, aber 

die Frist bis zur Beendigung 

des Dienstverhältnisses noch 

nicht abgelaufen, wird deren 

Ablauf unterbrochen und erst 

nach Beendigung der Sperr-

frist fortgesetzt. Fällt das 

Ende der fortgesetzten Frist 

nicht mit dem Monatsende als 
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Endtermin zusammen, verlän-

gert sich die Frist bis dahin. 

 Art. 17d (neu) Fristlose Kündi-

gung
 

  

 1 Angestellte wie auch die 

Stadt können das Dienstver-

hältnis aus wichtigen Gründen 

fristlos kündigen. 

  

 2 Als wichtiger Grund gilt na-

mentlich jeder Umstand, bei 

dessen Vorhandensein der 

Seite, welche die fristlose 

Kündigung herbeiführt, nach 

Treu und Glauben die Fortset-

zung des Dienstverhältnisses 

nicht mehr zugemutet werden 

darf. 

  

 

 

 

3 
Die fristlose Kündigung 

durch die Stadt wird verfügt. 

Die zuständige Instanz teilt 

den betroffenen Angestellten 

in Absprache mit dem Perso-

nalamt die bevorstehende 

fristlose Kündigung unter An-

FSU32: 
3 

Die fristlose Kündigung durch 
die Stadt wird verfügt. Die zu-
ständige Instanz teilt den be-
troffenen Angestellten in Ab-
sprache mit dem Personalamt 
die bevorstehende fristlose Kün-
digung unter Angabe der 
Gründe schriftlich mit und ge-
währt ihnen das rechtliche Ge-
hör. Eine Beschwerde gegen die 

Annehmen 
In der Praxis wird die Beendi-
gung des Anstellungsverhältnis-
ses ohnehin ausnahmslos 
schriftlich eröffnet. 
 
 
 
 
 
 

                                                   
32  Begründung: s. oben unter Art. 17b Abs. 4. 
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gabe der Gründe mit und ge-

währt ihnen das rechtliche Ge-

hör. Eine Beschwerde gegen 

die Kündigungsverfügung hat 

keine aufschiebende Wirkung.
 

Kündigungsverfügung hat keine 
aufschiebende Wirkung. 
 
FDP/JF33: 
3 

Die fristlose Kündigung durch 

die Stadt wird verfügt. Die zu-

ständige Instanz teilt den be-

troffenen Angestellten in Ab-

sprache mit dem Personalamt 

die bevorstehende fristlose Kün-

digung unter Angabe der 

Gründe mit und gewährt ihnen 

das rechtliche Gehör. Wird 

nach Gewährung des rechtli-

chen Gehörs an der Kündi-

gung festgehalten, wird diese 

verfügt. Eine Beschwerde ge-

gen die Kündigungsverfügung 

hat keine aufschiebende Wir-

kung. 

 
 
 
Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JFDP zu Art. 17a Abs. 2: 
Es ist nicht klar, was mit der Er-
gänzung beabsichtigt wird. 
 

 4 Treten Angestellte ohne 

wichtigen Grund die Arbeits-

stelle nicht an oder verlassen 

sie diese fristlos, schulden sie 

der Stadt eine Entschädigung, 

die einem Viertel eines Mo-

natslohns entspricht. Ausser-

dem haben sie weiteren Scha-

den zu ersetzen.  

  

                                                   
33 Begründung: Die Gewährung des rechtlichen Gehörs macht nur Sinn, wenn noch Möglichkeit besteht, dass nicht an der fristlosen Kündi-

gung festgehalten wird. Das gegenwärtige vom Gemeinderat in Abs. 3 zu Art. 17d vorgeschlagene Vorgehen sieht den Rückzug der Kün-
digung nicht vor. 
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5 Die Bestimmungen über die 

Kündigung zur Unzeit gemäss 

Artikel 17c sind nicht anwend-

bar.  

  

  
FSU34:  
6 (neu) Eine ungerechtfertigte 
fristlose Kündigung ist nich-
tig. 

Ablehnen 
Der Antrag ist rechtlich unhalt-
bar.  
Nichtigkeit bedeutet, dass die 
Kündigung unbeachtlich ist, als 
wäre sie nie ausgesprochen 
worden. Das Konzept der Nich-
tigkeit würde in der Praxis zahl-
reiche, kaum beantwortbare Fra-
gen aufwerfen. Der Antrag ist 
rechtlich nicht haltbar. 
 
Nach geltendem Recht ist eine 
ungerechtfertigte fristlose Kündi-
gung nicht nichtig, sondern an-
fechtbar. Das heisst, sie kann 
innert einer Frist von 30 Tagen 
mittels Beschwerde beim Regie-
rungsstatthalteramt angefochten 
werden. Die Frist, die zustän-
dige Behörde, wie auch der Ort 
der Anfechtung sind nach gel-
tendem Recht in der Verfügung 
der fristlosen Kündigung anzu-
geben. Dieses System ist für Ar-
beitnehmende, wie auch Arbeit-
gebende einfach verständlich, 

                                                   
34  Begründung: Eine ungerechtfertigte fristlose Kündigung muss analog zur Kündigung zur Unzeit nichtig sein. Mit einer ungerechtfertigten 

fristlosen Kündigung wird der/dem Mitarbeitenden gegenüber ein (schweres) Unrecht begannen. Ist eine solche Kündigung nicht nichtig, 
trägt der/die Mitarbeitende trotz Feststellung des Unrechts die Konsequenzen davon.  
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klar und bietet Rechtssicherheit. 
Deshalb wird der Antrag, Nich-
tigkeit vorzusehen, zur Ableh-
nung empfohlen. 
 

2. Abschnitt: Beendigung 2. Abschnitt: Beendigung Wei-

tere Formen der Beendigung
 

  

Art. 18   Allgemeines Art. 18  Allgemeines Beendi-

gung von Gesetzes wegen 

  

1 
Das definitive Verhältnis 

wird auf Demissionsbegehren 

von Angestellten, auf Veran-

lassung der Stadt oder im ge-

genseitigen Einvernehmen be-

endet. 

1 
(aufgehoben)  

  

2 
Im Weiteren wird es beendet 

durch 

2 
Im Weiteren wird es beendet 

durch
 

Das Dienstverhältnis endet 

  

a. Invalidität im Sinne des 

Personalvorsorgeregle-

mentes; 

a. bei Invalidität im Sinne des 

Personalvorsorgereglemen-

tes im Umfang des Invalidi-

tätsgrads; 

  

b. Erreichen der Alters-

grenze; 

b.  Erreichen der Altersgrenze; 

am Monatsende nach Voll-

FDP/JF:35 
Erreichen der Altersgrenze ge-
mäss Art. 21 des Bundesgeset-
zes über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHVG). 

Ablehnen 
Die Altersgrenze 63 ist ein wich-
tiger Bestandteil der Arbeitsbe-
dingungen der Stadt Bern, um 
die bspw. im Vergleich zu Bund 

                                                   
35   Begründung: Keine. 
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endung des 63. Altersjah-

res, unter Vorbehalt von 

Artikel 24b; 

Art. 24b dieses Reglements ist 
vorbehalten. Angestellte mit kör-
perlich anspruchsvollen Tätig-
keiten können die ihnen zu-
stehenden Rentenleistungen 
ohne Kürzungen zwei Jahre vor 
dem ordentlichen Rentenalter 
gemäss AHVG beziehen.  
 
Eventualantrag FDP/JF:36 
Erreichen der Altersgrenze ge-
mäss Art. 21 des Bundesgeset-
zes über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHVG). 
Art. 24b dieses Reglements ist 
vorbehalten. Angestellte, die 43 
Jahre (Männer) respektive 42 
Jahre (Frauen) lang Beiträge als 
erwerbstätige Versicherte ge-
mäss Art. 4 AHVG geleistet ha-
ben, können die ihnen zustehen-
den Rentenleistungen ohne Kür-
zungen zwei Jahre vor dem or-
dentlichen Rentenalter gemäss 
AHVG beziehen. 

und Kanton tieferen Einkommen 
zu kompensieren. Das geltende 
Rücktrittsalter 63 ist mit dem 
Sparplan des Personalvorsorge-
reglements abgestimmt.  
 
 
 
 
Ablehnen 
Das geltende Rücktrittsalter 63 
ist mit dem Sparplan des Perso-
nalvorsorgereglements abge-
stimmt.  
 

c. Tod. c. mit dem Tod; 
  

 d.  mit Erlöschen der Lohn-

fortzahlung gemäss Artikel 

44 im Umfang der Arbeits-

unfähigkeit; 

  

 e. mit Fristablauf bei befriste-

ten Dienstverhältnissen; 

  

                                                   
36   Begründung: Keine. 
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 f. mit Ablauf einer Frist von 

24 Monaten nach Ankündi-

gung der Stellenaufhe-

bung. Das Umplatzierungs-

verfahren richtet sich nach 

Artikel 60. 

FSU37:  
f. mit Ablauf einer Frist von 24 
Monaten nach Ankündigung der 
Stellenaufhebung und nach Ab-
lauf der ordentlichen Kündi-
gungsfrist. Das Umplatzie-
rungsverfahren richtet sich nach 
Artikel 60. 
 
FDP/JF38: 
f. (neu) mit Ablauf einer Frist 
von 24 zwölf Monaten nach An-
kündigung der Stellenaufhe-
bung. Das Verfahren der Um-
platzierung richtet sich nach Ar-
tikel 60. 

Annehmen 
Dem Begehren kann entgegen-
gekommen werden. Die Ergän-
zung verstärkt den Schutz der 
Angestellten. 
 
 
 
 
Ablehnen 
Mit der Neuregelung wird keine 
Verringerung dieser Schutzfrist 
angestrebt. 

3 
Die Altersgrenze wird am 

Monatsende nach der Erfül-

lung des 63. Altersjahres er-

reicht. Es besteht kein An-

spruch auf Verlängerung des 

Dienstverhältnisses über die 

Altersgrenze hinaus. Auf Ge-

such hin kann die zuständige 

Instanz Angestellten das 

Dienstverhältnis bis zum Mo-

natsende nach Erfüllung des 

3 
(neuer Artikel 24b) 

  

                                                   
37  Begründung: Keine Verschlechterung zur heutigen Praxis. 
38 Begründung: Die Möglichkeit, eine Stelle erst nach zweijähriger Frist definitiv aufheben zu können, ist unverhältnismässig lang. Zum 

Vergleich: Die Privatwirtschaft sieht meist Fristen von sechs Monaten vor. Auch ist es gegenüber den Angestellten ist es nich t fair, wenn 
sie weiterhin in einer eigentlich nicht mehr benötigten Stelle künstlich weiterbeschäftigt werden müssen.  
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65. Altersjahres – ausnahms-

weise auch darüber hinaus – 

verlängern, sofern folgende 

Voraussetzungen erfüllt sind:  

a. Die Weiterarbeit der be-

troffenen Angestellten 

entspricht einem dienstli-

chen Bedürfnis. Bei der 

Beurteilung kann auch die 

finanzielle Situation der 

betroffenen Angestellten 

miteinbezogen werden; 

b. Die betroffenen Angestell-

ten erfüllen ihre berufli-

chen Anforderungen gut 

(die letzte massgebende 

Gesamtbeurteilung ist gut 

oder sehr gut ausgefal-

len);  

c. Die betroffenen Angestell-

ten verfügen über die nö-

tige medizinische Taug-

lichkeit. Der Gemeinderat 

erlässt die nötigen Best-

immungen. 

Gesuche sind spätestens 6 

Monate vor dem Beginn 

der Verlängerung einzu-

reichen. 
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Art. 19 Beendigung durch An-

gestellte (Demission) 

Art. 19 (aufgehoben) 
  

1
 Angestellte können mit De-

missionsbegehren jederzeit 

unter Wahrung einer Frist von 

drei Monaten auf Monatsende 

die Beendigung des Dienst-

verhältnisses herbeiführen. 

 
  

2
 Das Begehren ist schriftlich 

an die zuständige Instanz zu 

richten. 

 
  

3
 Die zuständige Instanz ver-

fügt die Beendigung des 

Dienstverhältnisses. Sie kann 

dem Begehren um Demission 

auf einen früheren Zeitpunkt 

entsprechen, wenn es die 

dienstlichen Verhältnisse er-

lauben. 

 
  

Art. 20   Beendigung durch die 

Stadt (Entlassung) 

Art. 20 (aufgehoben) 
  

1 Die Stadt kann aus sachli-

chen Gründen das Dienstver-

hältnis von Angestellten 

durch Entlassung beendigen, 

namentlich 

1 
(neuer Artikel 17b) 
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a. wenn Leistung und Verhal-

ten den Anforderungen 

nicht genügen; 

b. bei Fehlen von Eignung o-

der Bereitschaft zur Ver-

richtung der zugewiesenen 

Aufgaben; 

c. bei fehlender Bereitschaft 

zur Verrichtung anderer 

zumutbarer Arbeit. 

2 
Eine Entlassung wegen Un-

genügens von Leistung oder 

Verhalten oder wegen fehlen-

der Bereitschaft zur Verrich-

tung zugewiesener Arbeit wird 

erst nach einer erfolglosen 

schriftlichen Mahnung ausge-

sprochen. Aufgrund besonde-

rer Umstände, bei denen eine 

Bewährungsfrist nicht mög-

lich oder angezeigt ist, kann 

in Absprache mit dem Perso-

nalamt auf eine Mahnung ver-

zichtet werden. Haben sich 

Mitarbeitende nach erfolgter 

Mahnung bewährt, ist bei er-

neutem Ungenügen wiederum 

zu mahnen. Der Gemeinderat 

2 
(neuer Artikel 17b) 
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erlässt die nötigen Bestim-

mungen.  

3 Können Angestellte an ihrer 

bisherigen Stelle wegen Stel-

lenaufhebung oder aus ge-

sundheitlichen Gründen nicht 

weiter beschäftigt werden, 

werden sie umplatziert und 

gegebenenfalls ausgegliedert. 

Ist dies innert 2 Jahren nach 

Eintritt des Umplatzierungs-

grundes nicht möglich, wird 

das Dienstverhältnis durch 

Entlassung beendigt. Die 

Bestimmungen über die Abfin-

dung wegen unverschuldeter 

Beendigung des Dienstver-

hältnisses sind anwendbar. 

3 
(neu in Artikel 18) 

  

4 
Die zuständige Instanz teilt 

in Absprache mit dem Perso-

nalamt den betroffenen Ange-

stellten die bevorstehende 

Massnahme mit und gewährt 

ihnen das rechtliche Gehör. 

4 
(neuer Artikel 17b) 

  

5 
Die zuständige Instanz ver-

fügt die Beendigung des 
Dienstverhältnisses unter 
Wahrung einer Frist von 3 Mo-
naten auf Monatsende. Sie 
kann in besonderen Fällen die 

5 
(neuer Artikel 17b)
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Beendigung auf einen späte-
ren Termin aussprechen. Die 
Entlassung ist schriftlich zu 
eröffnen und die massgeben-
den Gründe sind darzulegen.

 

Art. 21   Entlassung zur Unzeit Art. 21 (aufgehoben) 
  

1 Die Stadt darf Angestellte 

nicht entlassen 

a. während sie schweizeri-

schen obligatorischen Mili-

tär- oder Schutzdienst, o-

der schweizerischen Zivil-

dienst leisten, sowie, so-

fern die Dienstleistung 

mehr als elf Tage dauert, 

während vier Wochen vor-

her und nachher; 

b. während sie mit Zustim-

mung der Stadt an einer 

von der zuständigen Bun-

desbehörde angeordneten 

Dienstleistung für eine 

Hilfsaktion im Ausland teil-

nehmen; 

c. während sie ohne eigenes 

Verschulden durch Unfall 

oder Krankheit ganz oder 

teilweise an der Arbeits-

leistung verhindert sind, 

1-2 
(neuer Artikel 17c) 
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im Probeverhältnis wäh-

rend 90, nachher während 

360 Tagen; 

d. weibliche Angestellte wäh-

rend der Schwangerschaft 

und in den 16 Wochen 

nach der Geburt. 

2 Die Entlassung, die während 

einer der in Absatz 1 festge-

setzten Sperrfristen erklärt 

wird, ist nichtig; ist dagegen 

die Entlassung vor Beginn ei-

ner solchen Frist erfolgt, aber 

die Frist bis zur Beendigung 

des Dienstverhältnisses noch 

nicht abgelaufen, wird deren 

Ablauf unterbrochen und erst 

nach Beendigung der Sperr-

frist fortgesetzt. Fällt das 

Ende der fortgesetzten Frist 

nicht mit dem Monatsende als 

Endtermin zusammen, verlän-

gert sich die Frist bis dahin. 

Art. 22   Vorzeitige Beendi-

gung  

Art. 22   Freiwilliger vorzeitiger 

Altersrücktritt 
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1 
Angestellte, die das 58. Al-

tersjahr erfüllt haben, können 

die vorzeitige ganze oder teil-

weise Beendigung des Dienst-

verhältnisses aus Altersgrün-

den herbeiführen. Die teil-

weise Beendigung bedarf der 

Zustimmung der zuständigen 

Instanz. 

1 
(unverändert) 

Eventualantrag FDP/JF39  
(falls Eventualantrag Fraktion 

FDP/JF zu Art. 24b gilt): 

Angestellte, die das Mindestal-

ter für den Altersrücktritt ge-

mäss Artikel 13 des Bundes-

gesetzes über die berufliche 

Alters-, Hinterlassenen- und 

Invalidenvorsorge (BVG) er-

reicht haben, können die vor-

zeitige ganze oder teilweise Be-

endigung des Dienstverhältnis-

ses aus Altersgründen herbei-

führen. Die vorzeitige Beendi-

gung bedarf der Zustimmung der 

zuständigen Instanz. Vorbezo-

gene Altersrenten werden 

nach versicherungstechni-

schen Grundsätzen gekürzt. 

Ablehnen 
Die geltende Regelung ist ein-
fach, klar und entspricht einem 
im Arbeitsrecht gewöhnlichen 
Vorgang. Mitarbeitende können 
demnach freiwillig vorzeitig in 
den Ruhestand treten. Da dies 
freiwillig erfolgt, sieht die Be-
stimmung keinen Auskauf von 
Vorsorgeleistungen durch die 
Stadt vor. 

2 
Die Stadt kann die vorzeitige 

Beendigung des Dienstver-

hältnisses aus Altersgründen 

von Angestellten herbeifüh-

ren, die das 58. Altersjahr er-

füllt haben, wenn die Neube-

setzung der Stelle im Inte-

resse der Stadt liegt und 

ihnen keine andere Tätigkeit 

zugewiesen werden kann. 

2 
(aufgehoben) 

  

                                                   
39  Begründung: Vgl. Begründung zu den Anträgen für Art. 24b. 
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3 
Geht die vorzeitige Beendi-

gung von der Stadt aus, sorgt 

sie für eine Aufhebung der 

Rentenkürzung durch die Per-

sonalvorsorgekasse. 

3 
(aufgehoben) 

  

4 
Die vorzeitige Beendigung 

ist unter Wahrung der glei-

chen Fristen und Formen zu 

verfügen wie die ordentliche 

Beendigung des Dienstver-

hältnisses. 

4 
(aufgehoben) 

  

Art. 23   Ausserordentliche 

Beendigung 

Art. 23 (aufgehoben)
   

1 Angestellte wie auch die 

Stadt können aus wichtigen 

Gründen die sofortige Beendi-

gung des Dienstverhältnisses 

herbeiführen. 

2 Als wichtiger Grund gilt na-

mentlich jeder Umstand, bei 

dessen Vorhandensein der 

Seite, welche die sofortige Be-

endigung herbeiführt, nach 

Treu und Glauben die Fortset-

zung des Dienstverhältnisses 

nicht mehr zugemutet werden 

darf. 

1 -4 
(neuer Artikel 17d)
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3 Geht die Beendigung von 

der Stadt aus, verfügt die zu-

ständige Instanz in Absprache 

mit dem Personalamt und 

nach Einräumen des rechtli-

chen Gehörs die sofortige 

Entlassung. Diese ist schrift-

lich zu eröffnen. Die wichtigen 

Gründe sind darzulegen und 

einer allfälligen Beschwerde 

ist die aufschiebende Wirkung 

zu entziehen.  

4 Treten Angestellte ohne 

wichtigen Grund die Arbeits-

stelle nicht an oder verlassen 

sie diese fristlos, schulden sie 

der Stadt eine Entschädigung, 

die einem Viertel eines Mo-

natslohns entspricht. Ausser-

dem haben sie weiteren Scha-

den zu ersetzen.  

Art. 24   Beendigung im ge-

genseitigen Einvernehmen 

Art. 24   Beendigung im gegen-

seitigen Einvernehmen 

  

1 
Das Dienstverhältnis von 

Angestellten kann im gegen-

seitigen Einvernehmen been-

det werden.  

1 (unverändert) 
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2 
Der Gemeinderat kann dabei 

besondere Leistungen, insbe-

sondere Abfindungen oder 

wiederkehrende Leistungen 

bis zum Gegenwert des Höch-

stanspruchs auf Abfindung 

wegen unverschuldeter Been-

digung des Dienstverhältnis-

ses ausrichten. 

2 
Der Gemeinderat kann dabei 

besondere Leistungen, insbe-

sondere Abfindungen oder ein-

malige oder wiederkehrende 

Leistungen bis zum Gegenwert 

des Höchstanspruchs auf Abfin-

dung wegen unverschuldeter 

Beendigung des Dienstverhält-

nisses ausrichten., insbeson-

dere Abfindungen oder Bei-

träge an ausgewiesene Kosten 

für die berufliche Neuorientie-

rung.  

  

 3 
Der Maximalbetrag auf Ab-

findung nach Artikel 50 darf 

nicht überschritten werden. 
 

  

Art. 24a   Beendigung durch 

Ausgliederung 

Art. 24a   Beendigung durch 

Ausgliederung
 

  

1 Sollen Angestellte aus der 

Stadtverwaltung ausgegliedert 

werden, sind die voraussicht-

lich Betroffenen und ihre Ver-

1 Sollen Angestellte aus der 

Stadtverwaltung ausgegliedert 

werden, sind die voraussichtlich 

Betroffenen und ihre Vertretung 

frühzeitig – in der Regel 9 Mo-

nate im Voraus - zu informieren. 

FSU40:  
1 Sollen Angestellte aus der 
Stadtverwaltung ausgegliedert 
werden, sind die voraussichtlich 
Betroffenen und ihre Vertretung 
die Sozialpartner frühzeitig vor 
dem Vollzug zu informieren 

Ablehnen 
In diesem Absatz wird die früh-
zeitige Information der direkt 
Betroffenen und ihrer allfälligen 
rechtlichen Vertretung geregelt. 
Die Mitwirkung der Sozialpartner 
ist im Ausgliederungsprozess 
durch die Rolle der paritätischen 

                                                   
40  Begründung: Es gibt ein verfassungsmässiges Recht auf Vertretung einer/eines Arbeitnehmers. Dies sollte auch für die Stadt Bern gel-

ten und in der PRB ausdrücklich festzuhalten. Die frühzeitige Information und der Einbezug der Sozialpartner erlaubt konstruk tive und 
sozial verträgliche Lösungen für die betroffenen Mitarbeitenden. Eine solche Konsultationspflicht entspricht den Gepflogenheiten sozial 
agierender Arbeitgeber. 
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tretung frühzeitig – in der Re-

gel 9 Monate im Voraus – zu 

informieren. 

und die sachlichen, wirt-
schaftlichen und sozialen 
Gründe schriftlich zu nennen. 

Ausgliederungskommission ge-
währleistet. Diese ist heute be-
reits in Abs. 5 dieses Artikels 
geregelt. 
 
Zur Präzisierung wird folgender 
Vorschlag gemacht: 
 
Abs. 1 
Sollen Angestellte aus der 
Stadtverwaltung ausgegliedert 
werden, sind die voraussichtlich 
Betroffenen und ihre Vertretung 
frühzeitig – in der Regel 9 Mo-
nate im Voraus – zu informieren. 
 
«ihre Vertretung» löschen, da 
damit die Rechtsvertretung ge-
meint ist, die nicht spezifisch ge-
nannt werden muss. 
 
Abs. 5 neu als Abs. 2, leicht an-
gepasst: 
 
Der Gemeinderat setzt eine Pa-

ritätische Ausgliederungskom-

mission ein und erlässt Bestim-

mungen über das Vorgehen bei 

Ausgliederungen. Die Mitwir-

kung des Personals und seiner 

Vertretung der Personalver-

bände bei der Ausgliederung ist 

zu gewährleisten. 
 
Die nachfolgenden Absätze 2, 3 
und 4 sind somit umzubenennen 
in Absätze 3, 4 und 5. 
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2 Die mit der Ausgliederung 

betrauten Stellen setzen alles 

daran, dass den auszuglie-

dernden Angestellten zumut-

bare Stellen innerhalb oder 

ausserhalb der Stadtverwal-

tung angeboten werden. Die 

Stadt ist verpflichtet, ihre Be-

mühungen den Beteiligten und 

den Personalverbänden offen 

und schriftlich darzulegen. Die 

betroffenen Angestellten ha-

ben ihrerseits die ihnen zu-

mutbaren Anstrengungen bei 

der Stellensuche zu unterneh-

men und auf Verlangen nach-

zuweisen. 

2 (unverändert)  
  

3 Die einzelnen Dienstverhält-

nisse gehen im Rahmen der 

zwischen der Stadt und den 

Dritten vereinbarten Bedin-

gungen auf diese über, sofern 

die Betroffenen den Übergang 

nicht ablehnen. Die für die 

städtischen Angestellten gel-

tenden Personalvorschriften 

bleiben während mindestens 

zwei Jahren sinngemäss an-

wendbar, sofern nicht vorher 

3 (unverändert)  
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eine gesamtarbeitsvertragli-

che Regelung in Kraft tritt. 

4 Können bei Ausgliederungen 

weder Stellen ausserhalb 

noch innerhalb der Stadt an-

geboten werden oder lehnen 

Angestellte diese ab, werden 

die bestehenden Dienstver-

hältnisse gemäss Artikel 20 

Absatz 3 beendigt. 

4 Der Beschluss über die Aus-

gliederung wird den betroffe-

nen Angestellten eröffnet. Mit 

Eröffnung beginnen Frist und 

Verfahren nach Artikel 18 Abs. 

2 Bst. f sowie Artikel 60. Kann 

Angestellten weder aus-

serhalb noch innerhalb der 

Stadt eine Stelle angeboten 

werden und endet die Frist 

nach Artikel 18 Abs. 2 Bst. f 

vor dem Übergang der Dienst-

verhältnisse auf die Drittorga-

nisation, verlängert sie sich 

bis dahin. Können bei Ausglie-

derungen weder Stellen aus-

serhalb noch innerhalb der Stadt 

angeboten werden oder lehnen 

Angestellte diese ab, werden die 

bestehenden Dienstverhältnisse 

gemäss Artikel 20 Absatz 3 be-

endigt. 

FSU41: 
4 

Der Beschluss über die Aus-
gliederung wird den betroffenen 
Angestellten und den Sozial-
partner eröffnet. Mit Eröffnung 
beginnen Frist und Verfahren 
nach Artikel 18 Abs. 2 Bst. f so-
wie Artikel 60. Kann Angestell-
ten weder ausserhalb noch in-
nerhalb der Stadt eine Stelle an-
geboten werden und endet die 
Frist nach Artikel 18 Abs. 2 Bst. 
f vor dem Übergang der Dienst-
verhältnisse auf die Drittorgani-
sation, verlängert sie sich bis 
dahin. 

Ablehnen 
Bei der Eröffnung des Beschlus-
ses handelt es sich um die indi-
viduelle Eröffnung gegenüber 
den einzelnen Angestellten. Aus 
Datenschutzgründen muss es 
den Betroffenen freistehen, zu 
bestimmen, dass nur sie und 
niemand anderes (auch nicht die 
Sozialpartner) Einblick in ihr 
persönliches Eröffnungsschrei-
ben haben. Eine davon abwei-
chende Regelung würde mit 
übergeordneten Datenschutzbe-
stimmungen kollidieren und 
wäre daher unzulässig. Die Mit-
wirkung der Sozialpartner wird 
durch den Einbezug der paritäti-
schen Ausgliederungskommis-
sion gewährleistet. 

5 Der Gemeinderat setzt eine 

Paritätische Ausgliederungs-

kommission ein und erlässt 

5 (unverändert)  
  

                                                   
41  Begründung: s. Abs. 1. 
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Bestimmungen über das Vor-

gehen bei Ausgliederungen. 

Die Mitwirkung des Personals 

und seiner Vertretung bei der 

Ausgliederung ist zu gewähr-

leisten. 

 

4. Kapitel: Weiterarbeit über 

die Altersgrenze (neu)
 

  

 Art. 24b (neu) Altersgrenze; 

Verlängerung Dienstverhältnis 

  

 1
 Auf Gesuch hin verlängert 

die zuständige Instanz Ange-

stellten das Dienstverhältnis 

bis zum Monatsende nach 

Vollendung des 65. Altersjah-

res, soweit die Eignung für die 

Stelle nach wie vor gegeben 

ist. Dies beinhaltet eine min-

destens gute Leistungsbeur-

FDP/JF42: 
1 Angestellte können den Be-

ginn des Rentenbezugs um 

maximal fünf Jahre aufschie-

ben und um maximal zwei 

Jahre vorbeziehen. Für den 

Aufschub gelten die Bestim-

mungen von Art. 39 des Bun-

desgesetzes über die Alters- 

und Hinterlassenenversiche-

rung (AHVG). Für den Vorbe-

zug gelten die Bestimmungen 

Ablehnen 
Das geltende Rücktrittsalter 63 
ist mit dem Sparplan des Perso-
nalvorsorgereglements abge-
stimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                   
42  Begründung: Angesichts der demografischen Entwicklung und des damit verbundenen Fachkräftemangels kann es sich eine moderne 

Arbeitgeberin gar nicht mehr leisten, alle Mitarbeitenden pauschal mit 63 Jahren in Pension zu schicken. Das Rentenalter muss sich 

daher grundsätzlich an den Bestimmungen der Bundesgesetze über die AVH/BVG orientieren. Ein tieferes Rentenalter soll es hing egen 

für diejenigen Mitarbeitenden geben, die schwere körperliche Arbeit verrichten. Zudem muss die Stadt Bern die Flexibilität des Rentenal-

ters erhöhen und insbesondere die Möglichkeit verbessern, freiwillig über die gesetzliche Altersgrenze hinaus erwerbstätig zu  bleiben. 

Mit diesem Modell schafft die Stadt Bern faire und zeitgemässe Bedingungen für ihre Mitarbeitenden.  
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teilung sowie die gesundheitli-

che Eignung. Ausserdem 

muss ein dienstliches Bedürf-

nis an der Verlängerung be-

stehen. Das Gesuch kann frü-

hestens ein Jahr und spätes-

tens sechs Monate vor Verlän-

gerungsbeginn eingereicht 

werden. 

von Art. 40 AHVG. Der Auf-

schub ist auf Gesuch hin mög-

lich, wenn die Eignung für die 

Stelle nach wie vor gegeben 

ist. 

Eventualantrag FDP/JF43 (falls 
Eventualantrag zu Art. 22 gilt): 
1 Angestellte können den Be-
ginn des Rentenbezugs um 
maximal fünf Jahre aufschie-
ben. Für den Aufschub gelten 
die Bestimmungen von Art. 39 
des Bundesgesetzes über die 
Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung (AHVG). Der Auf-
schub ist auf Gesuch hin mög-
lich, wenn die Eignung für die 
Stelle nach wie vor gegeben 
ist. 

 
 
 
 
 
 
 
Ablehnen 
Das geltende Rücktrittsalter 63 
ist mit dem Sparplan des Perso-
nalvorsorgereglements abge-
stimmt. 

 2
 Einem Gesuch um Verlänge-

rung des Dienstverhältnisses 

über das 65. Altersjahr hinaus 

FDP/JF:44 
Von dem vom Gemeinderat vor-
geschlagenen Abs. 2 zu Art. 24b 
sei abzusehen (vgl. Anträge zu 
Art. 24b Abs. 1). 

Ablehnen 
Das geltende Rücktrittsalter 63 
ist mit dem Sparplan des Perso-
nalvorsorgereglements abge-
stimmt.  
 

                                                   
43  Begründung: Angesichts der demografischen Entwicklung und des damit verbundenen Fachkräftemangels kann es sich eine moderne 

Arbeitgeberin gar nicht mehr leisten, alle Mitarbeitenden pauschal mit 63 Jahren in Pension zu schicken. Das Rentenalter muss sich 

daher grundsätzlich an den Bestimmungen der Bundesgesetze über die AVH/BVG orientieren. Ein tieferes Rentenalter soll es hing egen 

für diejenigen Mitarbeitenden geben,  die schwere körperliche Arbeit verrichten. Zudem muss die Stadt Bern die Flexibilität des Rentenal-

ters erhöhen und insbesondere die Möglichkeit verbessern, freiwillig über die gesetzliche Altersgrenze hinaus erwerbstätig zu  bleiben. 

Mit diesem Modell schafft die Stadt Bern faire und zeitgemässe Bedingungen für ihre Mitarbeitenden.  
44   Begründung: Keine. 
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kann entsprochen werden, so-

fern die Weiterarbeit einem 

dienstlichen Bedürfnis ent-

spricht. Ist dies der Fall, ver-

längert die zuständige Instanz 

das Dienstverhältnis jeweils 

befristet um ein Jahr.
 

Art. 26   Ausgleich der Teue-

rung 

Art. 26   Ausgleich der Teuerung  
  

 

1
 Zur Erhaltung der Kaufkraft 

passt der Gemeinderat den 

Grundlohn sowie die von ihm 

als ausgleichsberechtigt be-

zeichneten Zulagen der Teue-

rung an.  

 

1
 Den Angestellten wird zur Er-

haltung der Kaufkraft passt der 

Gemeinderat den grundsätzlich 

ein Teuerungsausgleich auf 

dem Grundlohn sowie die von 

ihm und den als ausgleichsbe-

rechtigt bezeichneten Zulagen 

der Teuerung an gewährt. 

FSU-Minderheit45:  
1 Den Angestellten wird zur Er-

haltung der Kaufkraft grund-

sätzlich ein Teuerungsausgleich 

auf dem Grundlohn und den als 

ausgleichsberechtigt bezeichne-

ten Zulagen gewährt. 

Ablehnen 
Die Stadt braucht in schwierigen 
Zeiten finanzpolitischen Spiel-
raum. Mit dem Antrag der FSU 
würde ein bedingungsloser An-
spruch auf Teuerungsausgleich 
geschaffen. Die Stadt braucht 
jedoch in finanziell schwierigen 
Zeiten und in Zeiten von gros-
sen Teuerungsanstiegen nach 
Verhandlungen mit den Sozial-
partnern einen finanzpolitischen 
Spielraum. Der Gemeinderat be-
antragt deshalb, Absatz 1 wie 
folgt anzupassen:  
Den Angestellten wird zur Er-

haltung der Kaufkraft passt der 

Gemeinderat den vorbehältlich 

von Abs. 2 ein Teuerungsaus-

gleich auf dem Grundlohn so-

wie die von ihm und den als 

                                                   
45  Begründung: Die Teuerung muss zwingend ausgeglichen werden, damit die Kaufkraft erhalten bleibt. Mit dem «grundsätzlich» wird die-

ser Anspruch relativiert, was zu Rechtsunsicherheit führt. 
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ausgleichsberechtigt bezeichne-

ten Zulagen der Teuerung an 

gewährt. 

2
 Die Teuerung wird in der Re-

gel ausgeglichen, sofern die 

Jahresteuerung mehr als ein 

Prozent beträgt. Bei ausseror-

dentlich schwieriger finanziel-

ler Lage der Stadt kann die 

Teuerung lediglich teilweise 

ausgeglichen oder durch eine 

nicht versicherte Einmalzu-

lage ersetzt werden. Dabei 

sind die Konjunkturlage sowie 

die Entwicklung der Löhne der 

öffentlichen Gemeinwesen 

und der Privatwirtschaft zu 

berücksichtigen.  

2 Ob und in welchem Umfang 

die Teuerung ausgeglichen 

wird, bestimmt sich aufgrund 

der jährlichen Teuerungsent-

wicklung (Landesindex der 

Konsumentenpreise). Die Ver-

hältnisse auf dem Arbeits-

markt und die finanzielle Lage 

der Stadt werden mitberück-

sichtigt. 

Die Teuerung wird in der Regel 

ausgeglichen wird, sofern die 

Jahresteuerung mehr als ein 

Prozent beträgt. Bei ausseror-

dentlich schwieriger finanzieller 

Lage der Stadt kann die Teue-

rung lediglich teilweise ausgegli-

chen oder durch eine nicht ver-

sicherte Einmalzulage ersetzt 

werden. Dabei sind die Konjunk-

turlage sowie die Entwicklung 

der Löhne der öffentlichen Ge-

meinwesen und der Privatwirt-

schaft zu berücksichtigen 

SP/JUSO46: 
2 Bei einer ausserordentlich 

schwierigen finanziellen Lage 

der Stadt kann die Teuerung 

im Einverständnis mit den So-

zialpartnern ausgesetzt oder 

lediglich teilweise ausgegli-

chen werden. Ansonsten 

hängt der Umfang der Teue-

rung vom Landesindex der 

Konsumentenpreise im Okto-

ber, Preiserhöhungen aus-

serhalb des Indexes sowie 

den Verhältnissen auf dem Ar-

beitsmarkt ab. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ablehnen 
Die beantragte Anpassung 
würde zu einem Vetorecht der 
Sozialpartner führen. Dies ent-
spricht nicht dem landesweiten 
Verständnis von Sozialpartner-
schaft und würde die Hand-
lungsspielraum des Gemeinde-
rats in ausserordentlich schwie-
rigen finanziellen Lagen zu stark 
einschränken. Um beispiels-
weise eine Zwangsverwaltung 
durch den Kanton abwenden zu 
können, muss die Stadt im Not-
fall eigenständig handeln kön-
nen. Preiserhöhungen aus-
serhalb des Indexes können zu-
dem mangels Rechtssicherheit 
und Klarheit für die Berechnung 
der Teuerung nicht hinzugezo-
gen werden, diese basiert auf 
dem Landesindex der Konsum-
entenpreise. Mangels einer 
rechtssicheren Berechnungsme-
thode wird bei der Festlegung 
der Teuerung die wirtschaftliche 
Lage lediglich summarisch mit-
berücksichtigt. 
 
 

                                                   
46   Begründung: Mit der Formulierung wird klar formuliert, in welcher finanziellen Situation vom Grundsatz der Auszahlung der Teuerung 

abgewichen werden kann. Zudem hängt die Kaufkraft (gerade von kleinen Einkommen) nicht nur vom Landesindex der Konsumenten-
preise, sondern bspw. auch von der Entwicklung der OKP-Prämien ab. 
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FDP/JF47: 

2 Ob und in welchem Umfang die 

Teuerung ausgeglichen wird, be-

stimmt sich aufgrund der jährli-

chen Teuerungsentwicklung 

(Landesindex der Konsumenten-

preise). Die Verhältnisse auf 

dem Arbeitsmarkt und die finan-

zielle Lage der Stadt müssen 

mitberücksichtigt werden. 

Ablehnen 
Die Formulierung «werden mit-
berücksichtigt» ist bindend und 
ausreichend. 

3
 Soweit es die finanzielle 

Lage der Stadt erlaubt, kann 

ein gekürzter Teuerungsaus-

gleich in späteren Jahren an 

den massgebenden Index an-

geglichen werden. Nachzah-

lungen sind ausgeschlossen. 

3 Soweit es die finanzielle Lage 

der Stadt erlaubt, kann ein ge-

kürzter Teuerungsausgleich in 

späteren Jahren an den mass-

gebenden Index angeglichen 

werden. Ein Rückstand auf den 

massgebenden Teuerungs-

stand kann in späteren Jahren 

in einem oder mehreren 

Schritten nachgeholt werden, 

soweit es die finanzielle Lage 

der Stadt erlaubt. Nachzahlun-

gen sind ausgeschlossen. 

SP/JUSO48: 
3 Ein Rückstand auf den mass-

gebenden Teuerungsstand 

muss in späteren Jahren in ei-

nem oder mehreren Schritten 

nachgeholt werden, sobald es 

die finanzielle Lage der Stadt 

erlaubt. Nachzahlungen sind 

ausgeschlossen. 

Ablehnen 
Der Antrag wird abgelehnt. Die-
ser Zwang zum Nachholen des 
Teuerungsausgleichs ist klä-
rungsbedürftig. So ist nicht klar, 
wann es die finanzielle Lage der 
Stadt erlaubt (bspw. wenn alle 
Vorgaben der Finanzstrategie 
eingehalten sind?). Der Teue-
rungsausgleich wird deshalb je-
des Jahr – abhängig von der fi-
nanziellen und wirtschaftlichen 
Lage sowie nach Gesprächen 
mit den Sozialpartnern – festge-
legt. 

                                                   
47  Begründung: Ob ein Ausgleich der Teuerung vorgenommen werden kann, muss massgeblich davon abhängen, ob ein solcher für die 

Stadt finanziell tragbar ist. 
48  Begründung: Wenn von den Mitarbeitenden bei einer schwierigen finanziellen Situation ein Entgegenkommen erwartet wird, kann umge-

kehrt von der Stadt auch verlangt werden, dass sie bei guter finanzieller Lage ihr Schuld so rasch als möglich begleicht und nicht auf-
schiebt. 
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4
 Der Teuerungsausgleich er-

folgt jeweils auf Jahresanfang.  

4 Der Teuerungsausgleich er-

folgt jeweils auf Jahresanfang 

Grundlohn und ausgleichsbe-

rechtigte Zulagen werden in 

der Regel auf Jahresanfang an 

die Teuerung angepasst. 

  

5
 Grundlage für den Teue-

rungsausgleich bildet die Jah-

resteuerung des vorhergehen-

den Jahres, gemessen am 

Stand des Landesindexes der 

Konsumentenpreise im Monat 

November. 

5
 (aufgehoben)  

  

6 Der Gemeinderat bestimmt 

den Ausgleichssatz und die 

Modalitäten eines allfälligen 

Teilausgleichs nach Verhand-

lungen mit den Personalver-

bänden. 

6 Der Gemeinderat bestimmt 

den Ausgleichssatz und die Mo-

dalitäten eines allfälligen Teil-

ausgleichs erlässt nähere Best-

immungen zu den Bemes-

sungsgrundlagen. Er ent-

scheidet über den Ausgleich, 

dessen Höhe sowie die Moda-

litäten nach Verhandlungen mit 

den Personalverbänden. 

  

Art. 27   Auszahlung, Abtre-

tung und Verpfändung 

Art. 27   Auszahlung, Abtretung 

und Verpfändung 

  

1 
Der Grundlohn wird in 13, 

die übrigen Lohnbestandteile 

in 12 gleichen Raten bargeld-

los ausgerichtet. 12 Raten des 

1 
Der Grundlohn wird in der Re-

gel als Monatslohn in 13, die 

übrigen Lohnbestandteile in 12 
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Grundlohns werden, zusam-

men mit den übrigen Lohnbe-

standteilen, monatlich ausge-

richtet. 

gleichen Raten bargeldlos aus-

gerichtet. 12 Raten des Grund-

lohns werden, zusammen mit 

den übrigen Lohnbestandteilen, 

monatlich ausgerichtet.  

2 
Der 13. Monatslohn wird in 

den Monaten Juni und Dezem-

ber je hälftig ausgerichtet. Be-

steht das Dienstverhältnis 

nicht während des ganzen 

Jahres, wird der 13. Monats-

lohn anteilmässig berechnet. 

2 
(unverändert) 

  

 2bis 
Der Gemeinderat erlässt 

Bestimmungen über die Vo-

raussetzungen und Rahmen-

bedingungen für die Ausrich-

tung von Stundenlohn.
 

  

3 
Der Anspruch auf künftigen 

Lohn darf nur zur Sicherung 

familienrechtlicher Unterhalts- 

und Unterstützungspflichten 

verpfändet oder abgetreten 

werden.  

3 
(unverändert) 

  

Art. 27a   Minimallohn Art. 27a   Minimallohn
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1 Der städtische Minimallohn 

beträgt Fr. 48 500.00. 

1(unverändert) 
SP/JUSO49: 
1
 Mit Inkrafttreten der nächs-

ten Revision des Lohnklas-
sensystems wird der städti-
sche Minimallohn bei Fr. 
52'000.00 festgelegt und muss 
indexiert werden.  

Ablehnen 
Bereits der heute geltende Mini-
mallohn von Fr. 49 349.00 (ent-
spricht dem Minimum in Lohn-
klasse 3, teuerungsbereinigt per 
Juni 2022) liegt über den ge-
setzlich und mit GAV festgeleg-
ten Mindestlöhnen. Bei genü-
gender Leistung erfolgt zudem 
jedes Jahr ein Lohnanstieg.  
 
Beim Antrag handelt es sich um 
einen Auftrag für eine künftige 
Regelung in einen Erlass des 
Gemeinderats. Das richtige In-
strument für die Forderung ist 
eine Motion. 

 2 
Der Minimallohn darf nur bei 

Minderjährigen und Angestell-

ten in Ausbildung unterschrit-

ten werden.
 

  

Art. 28   Lohnklassensystem Art. 28   Lohnklassensystem 
  

1 Der Grundlohn bemisst sich 

nach den im Anhang zum Reg-

lement festgelegten Lohnklas-

sen und Lohnstufen. 

1-2 (unverändert) 
  

                                                   
49  Begründung: Zurzeit wird das städtische Lohnklassensystem mit dem Projekt Gerlos überarbeitet. In diesem Zusammenhang soll der 

städtische Mindestlohn auf 52'000.00 erhoben werden.  
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2 Vom Mindest- bis zum Höch-

stansatz jeder Lohnklasse be-

stehen 15 gleiche Lohnstufen. 

Davon ausgenommen sind die 

Lohnklassen 3 und 4. 

 3 
Der Gemeinderat erlässt 

Bestimmungen zum Lohn für 
Minderjährige und Angestellte 
in Ausbildung.

 

  

Art. 34   Sozialzulagen; Allge-

meines 

Art. 34   Sozialzulagen; Allge-

meines
 

  

1 Als Beitrag an die aus dem 

Unterhalt von Familienmitglie-

dern entstehenden Kosten 

richtet die Stadt Sozialzulagen 

aus. 

1 (unverändert)  
  

2 Angestellte haben nach Mas-

sgabe folgender Bestimmun-

gen Anspruch auf Familien- 

und Betreuungszulagen. So-

weit die Höhe der Zulagen 

nicht im übergeordneten 

Recht festgelegt ist, ergibt sie 

sich aus dem Anhang zum 

Reglement.  

2 Angestellte haben nach Mass-

gabe folgender Bestimmungen 

Anspruch auf Familien- und Be-

treuungszulagen. Soweit die 

Höhe der Zulagen nicht im über-

geordneten Recht festgelegt ist, 

ergibt sie sich aus dem Anhang 

zum Reglement erlässt der Ge-

meinderat dazu die nötigen 

Bestimmungen. 
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3 Der Gemeinderat erlässt 

Bestimmungen über die Sozi-

alzulagen. Er regelt insbeson-

dere das Meldeverfahren und 

die Konkurrenzverhältnisse. 

3 (unverändert)  
  

Art. 38 Treueprämie Art. 38   Treueprämie
   

1 Angestellte haben erstmals 

nach Vollendung von 5 Dienst-

jahren und danach alle 5 

Jahre Anspruch auf eine Treu-

eprämie. Sie beträgt: 

1
 Angestellte haben erstmals 

nach Vollendung von 5 10 

Dienstjahren und danach alle 5 

10 Jahre Anspruch auf eine 

Treueprämie. Sie beträgt: 

  

a. nach 5 Dienstjahren ¼ ei-

nes Monatsgrundlohnes; 
a.  nach 5 10 Dienstjahren ¼ ½ 

eines Monatsgrundlohnes;
 

FDP/JF50: 
a. nach 10 Dienstjahren 10 zu-
sätzliche Ferientage 

Ablehnen 
Die Begründung, wonach es 
sachfremd sei, Prämien in Geld-
form auszurichten, kann nicht 
nachvollzogen werden. 

b. nach 10 Dienstjahren ½ ei-

nes Monatsgrundlohnes; 

b.  nach jeweils weiteren 10 

Dienstjahren ½ 1 eines Monats-

grundlohnes;.
 

FDP/JF51: 
b. nach jeweils weiteren 10 
Dienstjahren 20 zusätzliche Fe-
rientage 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 38 Abs. lit. a. 

c. nach 15 Dienstjahren ¾ ei-

nes Monatsgrundlohnes; 

c.  (aufgehoben)
    

d. nach 20, 25, 30, 35, 40, 45 

Dienstjahren ein Monats-

grundlohn. Ein Monats-

d. (aufgehoben)
    

                                                   
50  Begründung: Die vom Gemeinderat vorgeschlagene Prämie in Geldform als Geschenk für Treue mutet sachfremd an. Stattdessen soll 

ein Dienstaltersgeschenk in Form von zusätzlichen Ferien ausgerichtet werden.  
51  Begründung: Die vom Gemeinderat vorgeschlagene Prämie in Geldform als Geschenk für Treue mutet sachfremd an. Stattdessen soll 

ein Dienstaltersgeschenk in Form von zusätzlichen Ferien ausgerichtet werden.  
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grundlohn entspricht ei-

nem Dreizehntel des Jah-

resgrundlohns. 

       

2 Haben Angestellte nicht im-

mer im gleichen Ausmass ge-

arbeitet, wird die Treueprämie 

nach dem durchschnittlichen 

Beschäftigungsgrad der letz-

ten 5 Jahre berechnet.  

2
 Haben Angestellte nicht immer 

im gleichen Ausmass gearbeitet 

Ein Monatsgrundlohn ent-

spricht einem Dreizehntel des 

Jahresgrundlohns. Bei wech-

selnden Pensen wird die Treue-

prämie nach dem durchschnittli-

chen Beschäftigungsgrad der 

letzten 5 fünf Jahre berechnet. 

FDP/JF52: 
2 Der zusätzliche Ferienan-
spruch gemäss Absatz 1 be-
steht für ein volles Pensum. 
Bei wechselnden Pensen wird 
der Anspruch anteilsmässig 
basierend auf dem durch-
schnittlichen Beschäftigungs-
grad der letzten fünf Jahre ge-
kürzt. 

Ablehnen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 38 Abs. lit. a. 

3 Beim Altersrücktritt sowie 

bei der Beendigung des 

Dienstverhältnisses wegen Ar-

beitsunfähigkeit, Tod, Stellen-

aufhebung oder Ausgliede-

rung wird die Treueprämie an-

teilmässig ausgerichtet. 

3
 (aufgehoben)  

  

Art. 44   Leistung bei Unfall 

und Krankheit 

Art. 44   Leistung bei Unfall und 

Krankheit 

  

1 
Angestellte haben bei Ar-

beitsverhinderung wegen Un-

fall und Krankheit Anspruch 

1 
Angestellte haben bei  unver-

schuldeter Arbeitsverhinderung 

FSU53:  
1 

Angestellte haben bei  unver-
schuldeter Arbeitsverhinderung 

Annehmen 
Die gestrichenen Passagen 
müssen an dieser Stelle nicht 

                                                   
52  Begründung: Vgl. Anträge zu Absatz 1. 
53  Begründung: Die Regelung über die Höhe der Lohnfortzahlung muss verbindlich im Personal reglement stehen. Im Entwurf, der in die 

Vernehmlassung geschickt wurde, waren 730 Tage Lohnfortzahlung vorgesehen. Die Kürzung auf 720 Tage muss rückgängig gemacht 
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auf Lohnfortzahlung zu 100 

Prozent während 360 inner-

halb von 540 Tagen. Ist dieser 

Leistungsanspruch erschöpft, 

besteht, sofern die Anmel-

dung bei der Invalidenversi-

cherung erfolgt ist, bis zum 

Rentenentscheid der Perso-

nalvorsorgekasse Anspruch 

auf Lohnfortzahlung in Höhe 

der zu erwartenden Rente. Der 

Anspruch auf Lohnfortzahlung 

endet in jedem Fall mit dem 

Erreichen der Altersgrenze. 

wegen Unfall oder Krankheit An-

spruch auf ganze oder teil-

weise Lohnfortzahlung. zu 100 

Prozent während 360 innerhalb 

von 540 Tagen. Ist dieser Leis-

tungsanspruch erschöpft, be-

steht, sofern die Anmeldung bei 

der Invalidenversicherung er-

folgt ist, bis zum Rentenent-

scheid der Perso-nalvorsorge-

kasse Anspruch auf Lohnfort-

zahlung in Höhe der zu erwar-

tenden Rente. Der Anspruch auf 

Lohnfortzahlung endet in jedem 

Fall mit dem Erreichen der Al-

tersgrenze. Die Lohnfortzah-

lung ist befristet auf maximal 

720 Tage.  

wegen Unfall und Krankheit An-
spruch auf ganze oder teilweise 
Lohnfortzahlung zu 100 Prozent 
während 365 Tagen und zu 
90% während weiteren 365 Ta-
gen […]. 

zwingend genannt werden, um 
trotzdem Geltung zu haben. 
Im letzten Satz müsste es aller-
dings 730 statt 720 Tage heis-
sen. Der letzte Satz der Rege-
lung muss daher wie folgt lau-
ten: 
 
«Die Lohnfortzahlung ist befris-
tet auf maximal 730 Tage.» 
 

2 
Haben die betroffenen Ange-

stellten ihre Arbeit voll und 

ununterbrochen während ei-

nes halben Jahres wiederauf-

genommen, entsteht ein neuer 

Anspruch auf Lohnfortzahlung 

während 180 Tagen. Ein 

neuer, voller Anspruch auf 

Lohnfortzahlung entsteht 

2 
(aufgehoben)  

  

                                                   
werden. Für die Menschen, die sich für IV angemeldet haben, bedeutet die Aufhebung der Lohnfortzahlung bis zum Erhalt der IV-Rente 
eine Verschlechterung. Diese muss rückgängig gemacht werden.  
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nach einer vollen und unun-

terbrochenen Arbeitsleistung 

von einem Jahr.  

3 
Der Gemeinderat erlässt 

Bestimmungen über die Lohn-

fortzahlung und bestimmt die 

Beteiligung der Angestellten 

an deren Kosten. 

3 
Der Gemeinderat erlässt na-

mentlich Bestimmungen über 

die Lohnfortzahlung über Um-

fang und Höhe der Lohnfort-

zahlung und bestimmt die Betei-

ligung der Angestellten an deren 

Kosten den Lohnfortzahlungs-

kosten. 

  

 4 
(neu)

 
Der Gemeinderat kann 

eine Krankentaggeldversiche-

rung abschliessen.
 

  

 5 
(neu) Die Stadt unterstützt 

und begleitet gesundheitlich 
beeinträchtigte Angestellte im 
Rahmen eines Case Manage-
ments. Ziele des Case Mana-
gements sind die ganzheitli-
che Unterstützung und die 
Rückkehr an den bisherigen o-
der an einen neuen Arbeits-
platz innerhalb oder aus-
serhalb der Stadtverwaltung.

 

FSU-Minderheit54:  
5 (neu) Die Stadt unterstützt und 
begleitet gesundheitlich beein-
trächtigte Angestellte im Rah-
men eines Case Managements. 
Während der Dauer der Lohn-
fortzahlungspflicht haben die 
Mitarbeitenden Anspruch auf 
eine ihren gesundheitlichen 
Bedürfnissen entsprechende 
Umplatzierung innerhalb der 
Stadtverwaltung. Ziele des 
Case Managements sind die 
ganzheitliche Unterstützung und 

Ablehnen 
Der Umplatzierungsprozess ist 
auf die Stellenvermittlung fokus-
siert und umfasst diverse Oblie-
genheiten und Pflichten, welche 
die Mitarbeitenden zu erfüllen 
haben, teils verknüpft mit Sank-
tionsandrohungen, wenn die 
Pflichten nicht erfüllt werden 
(u.a. Stellensuchnachweise, Be-
werbungsunterlagen erstellen, 
sich auf zugewiesene Stellen 
bewerben). Von Mitarbeitenden, 

                                                   
54  Begründung: Die Stadt als grosse und soziale Arbeitgeberin und mit einem hohen Anspruch an die Diversität ihrer Mitarbeitenden ist 

verpflichtet, auch gesundheitlich beeinträchtigte Mitarbeitende so weit als möglich im Arbeitsprozess zu integrieren. Diese Menschen 
können nicht einfach in die Invalidenversicherung oder Sozialhilfe abgeschoben werden.  
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die Rückkehr an den bisherigen 
oder an einen neuen Arbeits-
platz innerhalb oder ausserhalb 
der Stadtverwaltung. 

die gesundheitlich bedingt ar-
beitsunfähig sind, können diese 
umfassenden Verpflichtungen 
nicht eingefordert werden, sie 
sollen sich in erster Linie erho-
len. Deshalb soll künftig das 
Umplatzierungsverfahren nur 
noch bei Stellenaufhebungen 
und Ausgliederungen zum Tra-
gen kommen. Bei gesundheitli-
chen Einschränkungen sollen 
die Mitarbeitenden hingegen mit 
einem Case Management unter-
stützt werden. Wenn möglich 
wird auch hier eine Reintegra-
tion angestrebt, an erster Stelle 
steht aber immer der Schutz der 
Gesundheit. 

Art. 45   Kürzung der Leistung Art. 45   Kürzung der Leistung 
  

1 
Die zuständige Instanz kann 

die Lohnfortzahlung kürzen o-

der entziehen, wenn 

1 Die zuständige Instanz kann 

die Lohnfortzahlung kürzen oder 

entziehen, wenn  

  

a. innerhalb der ersten bei-

den Dienstjahre eine Ar-

beitsverhinderung eintritt, 

die ganz oder teilweise 

Folge eines vor Eintritt in 

die Stadt erlittenen Unfalls 

oder einer bestehenden 

Krankheit ist; 

a. (unverändert)
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b. sich Angestellte den von 

den zuständigen Stellen 

angeordneten medizini-

schen und organisatori-

schen Massnahmen wider-

setzen; 

b. (unverändert)
   

 bbis Angestellte die Anmel-

dung bei der Invalidenver-

sicherung trotz schriftli-

cher Aufforderung verspä-

tet oder gar nicht vorneh-

men; 

  

c. Angestellte den Unfall oder 

die Krankheit, welche die 

Arbeitsverhinderung verur-

sachten, verschuldet her-

beigeführt haben. Massge-

bend sind die Grundsätze 

über das Selbstverschul-

den des Bundesgesetzes 

über die Unfallversiche-

rung. 

c. (unverändert) 
  

2 
Kürzen Sozialversicherun-

gen ihre Geldleistungen we-

gen Selbstverschuldens, gilt 

für die Lohnfortzahlung der 

gleiche Kürzungssatz. 

2 (unverändert) 
  

Art. 46   Elternschaft
 

Art. 46   Elternschaft
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1 
Weibliche Angestellte haben 

Anspruch auf bezahlten Mut-

terschaftsurlaub von 16 Wo-

chen bei Geburt eines Kindes. 

Ab der 15. Woche kann der Ur-

laub ratenweise und – sofern 

der Dienstbetrieb gewährleis-

tet bleibt – teilzeitlich bezogen 

werden. 

1 
Weibliche Angestellte Ange-

stellte, die ein Kind geboren 

haben, haben Anspruch auf be-

zahlten Mutterschaftsurlaub von 

16 Wochen bei Geburt eines 

Kindes. Ab der 15. Woche kann 

der Urlaub ratenweise und – so-

fern der Dienstbetrieb gewähr-

leistet bleibt – teilzeitlich bezo-

gen werden. 

 

 

 

 
 

  

2 …  2 
(unverändert) 

SP/JUSO55: 
2 

Mitarbeiterinnen, die in Er-
wartung eines Kindes sind, 
haben unabhängig vom An-
spruch auf Mutterschafts- und 
Elternurlaub Anspruch auf ei-
nen bezahlten 3-wöchigen vor-
geburtlichen Urlaub. Der Ur-
laub kann frühestens drei Wo-

Annehmen 
Dem Antrag könnte aus perso-
nalpolitischen Gründen entspro-
chen werden. Die Regelung ver-
stärkt die Attraktivität der Arbeit-
geberin Stadt Bern. 

                                                   
55  Begründung: Die Erwartung, dass Frauen bis zur Geburt arbeiten sollen, ist gesundheitlich nicht haltbar und in der Realität kaum mög-

lich. Trotzdem kennen wir in der Schweiz im Gegensatz zu allen EU/EFTA-Ländern keinen Anspruch auf Mutterschaftsurlaub vor der 
Geburt. Der vorgeburtliche Mutterschutz wäre ein Fortschritt, der sich positiv auf die Geburt, die Erholung im Wochenbett und die Ge-
sundheit von Mutter und Kind auswirkt. Zudem würde eine klare Regelung mehr Planungssicherheit schaffen. Dieser Urlaub korrel iert 
nicht mit der möglichen Lohnfortzahlung (bei Krankheit), wenn die Schwangerschaft nicht problemlos verläuft und die Frau dadurch wäh-
rend der Schwangerschaft (teilweise) krankgeschrieben wird.  
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chen vor dem errechneten Ge-
burtstermin bezogen werden 
und wird nicht nachgewährt. 

3 
Väter haben Anspruch auf 

einen bezahlten Vaterschafts-

urlaub von 4 Wochen inner-

halb eines Jahres nach Geburt 

eines Kindes. Der Urlaub kann 

ratenweise und – sofern der 

Dienstbetrieb gewährleistet 

bleibt – teilzeitlich bezogen 

werden. 

3 
Väter haben Anspruch auf ei-

nen bezahlten Vaterschaftsur-

laub von vier Wochen innerhalb 

eines Jahres nach Geburt eines 

Kindes. Der Urlaub kann raten-

weise und – sofern der Dienst-

betrieb gewährleistet bleibt – 

teilzeitlich bezogen werden. 

Mindestens zwei Wochen des 

Vaterschaftsurlaubes müssen 

innert sechs Monaten nach 

der Geburt des Kindes bezo-

gen werden. Der Urlaub kann 

wochen- oder tageweise bezo-

gen werden.
 

Tanja Miljanović, GFL 56: 
3 Väter haben Anspruch auf ei-
nen bezahlten Vaterschaftsur-
laub von acht Wochen innerhalb 
eines Jahrs nach Geburt eines 
Kindes. 

Ablehnen 
Die finanzielle Lage der Stadt 
erlaubt keine Verdoppelung der 
heutigen Dauer des Vater-
schaftsurlaubs. Von den acht 
Wochen wären lediglich zwei 
Wochen mit Entschädigungen 
gemäss Erwerbsersatzordnung 
(EO) abgedeckt. Die sechs un-
gedeckten Wochen würden die 
städtischen Finanzen um jähr-
lich rund Fr. 300 000.00 mehr 
belasten als heute. Problema-
tisch wäre an der vorgeschlage-
nen Regelung insbesondere 
auch, dass den Vätern freie 
Wahl gelassen würde, wann sie 
den Urlaub innerhalb eines Jah-
res beziehen. Die Stadt erhält 
lediglich dann Erwerbsersatz-
leistungen, wenn die zwei Wo-
chen des Urlaubs innerhalb ei-
nes halben Jahres nach Geburt 
bezogen werden. 

                                                   
56  Begründung: Verschiedene Länder haben gezeigt, dass sich ein längerer Vaterschaftsurlaub positiv auf die  Gleichstellung von Mann 

und Frau auswirkt. Wird der Vaterschaftsurlaub dem Mutterschaftsurlaub besser angeglichen, werden Frauen bei einer Neuanstell ung 
weniger diskriminiert - insbesondere auch für Kaderpositionen. Gleichzeitig könnte die Erwerbsquote de r Frauen durch eine etwas gleich-
mässigere Verteilung des Vaterschafts- und Mutterschaftsurlaubs erhöht werden, was dem Fachkräftemangel entgegenwirkt und gesamt-
haft auch wirtschaftliche Vorteile wie mehr Steuereinnahmen generieren kann. Weniger Mitarbeitenden-Fluktuationen und höhere Ar-
beitsmoral sind ein weiteres Plus. 
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3a 
Analog dem Vaterschaftsur-

laub steht der Urlaub auch der 

Person zu, die bei Geburt eines 

Kindes mit dessen Mutter oder 

dessen Vater in einer eingetra-

genen Partnerschaft lebt oder 

eine faktische Lebensgemein-

schaft führt.
 

3a 
Analog dem Vaterschaftsur-

laub steht der Urlaub auch der 

Person zu, die bei Geburt eines 

Kindes mit dessen Mutter oder 

dessen Vater verheiratet ist, in 

einer eingetragenen Partner-

schaft oder in einer faktischen 

Lebensgemeinschaft führt lebt.
 

Lea Bill, GB/Anna Jegher, 
JA!57: 
3a Analog dem Vaterschaftsur-
laub steht der Urlaub auch der 
Person den Personen zu, die 
bei Geburt eines Kindes mit des-
sen Mutter oder Vater verheira-
tet ist sind, in einer eingetrage-
nen Partnerschaft oder in einer 
faktischen Lebensgemeinschaft 
lebt leben. 
 
Lea Bill, GB/Anna Jegher, 
JA!58: 
3a 

Analog dem Vaterschaftsur-
laub steht der Urlaub auch der 
Person zu, die bei Geburt eines 
Kindes mit dessen Mutter oder 
Vater verheiratet ist, in einer 
eingetragenen Partnerschaft o-
der in einer faktischen Lebens-
gemeinschaft lebt. Eine ge-
meinsame Wohnadresse ist 
dabei nicht Voraussetzung. 

Ablehnen 
Zum einen ist weder die Ehe 
noch die eingetragene Partner-
schaft nach übergeordnetem 
Recht unter einer Vielzahl von 
Personen möglich. Generell soll 
der Vaterschaftsurlaub nur einer 
Person zustehen – jener, die 
sich die Betreuung des Kindes 
hauptsächlich mit der Mutter 
teilt. 
 
Ablehnen 
Der Zweck des Vaterschaftsur-
laubs besteht darin, die Vater-
Kind Beziehung zu stärken und 
zusammen mit der Mutter in der 
ersten Zeit nach der Geburt die 
tägliche Betreuung des Kindes 
sicherzustellen. Dieser Zweck 
wird nur erfüllt, wenn der Vater 
mit dem Kind zusammenwohnt. 
Darüber hinaus ist die vorge-
schlagene Formulierung und die 

                                                   
57  Begründung: In der Realität gibt es viele verschiedene Familienformen, die über das monogame Paarbeziehungsmodell hinausgehen. 

Diese Tendenz ist laut diversen Studien steigend (z.B. https://sotomo.ch/site/wp-content/uploads/2021/11/Generationen-Barome-
ter_2021-Sperrfrist-5.11.-15-Uhr.pdf (S. 67 ff.)). Für viele dieser Familien stellt die mangelnde Akzeptanz eine grosse Herausforderung 
dar. Die Stadt Bern sollte deswegen mit gutem Beispiel voran gehen und diese Familienformen anerkennen und es auch mehreren P er-
sonen ermöglichen, einen Urlaub analog dem Vaterschaftsurlaub zu beziehen. 

58  Begründung: In der Realität gibt es viele verschiedene Familienformen, dabei kann es auch sein, dass die Eltern in unterschiedlichen 
Wohnungen wohnen. Damit der faktischen Lebensgemeinschaft das Konkubinat zu verstehen ist und dieses auch al s „Tisch- und Bettge-
meinschaft“ verstanden wird, haben im ursprünglichen Artikel unverheiratete (bzw. nicht in einer eingetragenen Partnerschaft lebende) 
Menschen nur Anrecht auf einen Urlaub analog dem Vaterschaftsurlaub, wenn sie zusammenwohnen. Diese Un gleichbehandlung scheint 
uns weder gerechtfertigt noch zeitgemäss oder der Realität entsprechend. Stattdessen sollte die Stadt Bern mit gutem Beispiel  voran 
gehen und allen, unabhängig von Zivilstand und Wohnadresse, die gleichen Rechte zusichern.  

 

https://sotomo.ch/site/wp-content/uploads/2021/11/Generationen-Barometer_2021-Sperrfrist-5.11.-15-Uhr.pdf
https://sotomo.ch/site/wp-content/uploads/2021/11/Generationen-Barometer_2021-Sperrfrist-5.11.-15-Uhr.pdf
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Definition des Begriffs der «fak-
tischen Lebensgemeinschaft 
ohne gemeinsame Wohnad-
resse» so unklar, dass sich der 
Kreis der Anspruchsberechtigten 
nicht eingrenzen lässt. Unab-
sehbare Kostenfolgen und Raum 
für Willkür wären die Folge. 

  FSU-Minderheit59: 
3b Bei erschwerten Bedingun-

gen sind längere Mutter-

schafts- und Vaterschaftsur-

laube gemäss folgenden Vor-

gaben vorzusehen:   

 Bei Zwillingsgeburten Ver-

längerung des Mutter-

schaftsurlaubs auf 20 Wo-

chen und des Vaterschafts-

urlaubs auf 6 Wochen. 

 

 

 

 

 

 Bei schwerer Krankheit oder 

Behinderung des Säuglings: 

Verlängerung des bezahlten 

Mutterschafts- und Vater-

 
 
 
 
 
 
Ablehnen 
Die Verlängerung bei Zwillings-
geburten ist ein willkürlich ge-
wählter erschwerender Umstand 
(ebenfalls erschwerend wären 
schwierige Lebensumstände, 
mehrere Kleinkinder in der Fa-
milie, Drillinge, ein Kind mit kör-
perlicher oder geistiger Beein-
trächtigung etc.). 
 
 
 
 
Ablehnen 
Nach dem Mutterschaftsurlaub 
kann der neu eingeführte bun-

                                                   
59  Begründung: Die Forderungen der erheblich erklärten Motion 2015.SR.000214 «Längerer Mutterschafts - und Vaterschaftsurlaub für 

städtische Angestellte bei Zwillingen und Mehrlingen» und des erheblich erklärten Postulats 2017.SR.000083 „Verlängerung von bezahl-
tem Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaub bei erschwerten Bedingungen“ müssen in der Teilrevision des Personalreglements umgesetzt 
werden sollen. 
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schaftsurlaubs um vier Wo-

chen. 

 

 

 

 

 

 

 Für alleinerziehende Eltern: 

Gewährung von kumuliert 

bezahltem Vaterschafts- und 

Mutterschaftsurlaub an das 

allein betreuende Elternteil. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

desrechtliche Urlaub für die Be-
treuung gesundheitlich schwer 
beeinträchtigter Kinder greifen 
(max. 98 Taggelder innerhalb 
von 18 Monaten, wobei die Stadt 
die volle Lohnfortzahlung leis-
tet). Der Urlaub deckt die Anlie-
gen des Antrags im Wesentli-
chen ab. 
 
 
Ablehnen 
Gemäss Formulierung kämen 
als Anspruchsberechtigte in 
Frage: Allein Lebende; Perso-
nen, die nicht allein leben, aber 
allein erziehungsberechtigt sind; 
Verheiratete, die in einem klas-
sischen Familienmodell allein 
die Kinderbetreuung sicherstel-
len. Einerseits wird diese weit-
gehende Formulierung abge-
lehnt. Wird andererseits der Be-
griff «alleinerziehend» einge-
schränkt und eine oder mehrere 
der genannten Gruppen ausge-
schlossen, würde dies eine un-
zulässige Ungleichbehandlung 
darstellen. Zudem stellt sich 
auch die Frage, ob eine Mutter, 
die getrennt von ihrem Mann 
lebt, sich aber dennoch die 
Sorge um das Kind aufteilt (wie 
weitgehend auch immer) über-
haupt Anspruch auf den Urlaub 
hätte. 
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 Bei längerem Spitalaufent-

halt des Säuglings: Verlän-

gerung des bezahlten Mut-

terschaftsurlaubs um die 

Zeit, in der ein Neugebore-

nes im Spital bleiben muss.  

 

 

 

 

 

 

 

 Wenn die Mutter nach der 

Geburt oder als Folge davon 

krank ist: Verlängerung des 

bezahlten Vaterschaftsur-

laubs um die Zeit, die die 

Mutter krankgeschrieben ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ablehnen 
Das Bundesrecht sieht neu die 
Verlängerung des Anspruchs auf 
Mutterschaftsentschädigung um 
höchstens 56 Tage vor, wenn 
das Neugeborene unmittelbar 
nach der Geburt ununterbrochen 
während mindestens zwei Wo-
chen im Spital bleiben muss. 
Eine Regelung auf städtischer 
Ebene erübrigt sich.  
 
 
 
 
 
Ablehnen 
Der Begriff «krankgeschrieben» 
ist von unbestimmter Dauer und 
kann je nach Krankheit auch zu 
lebenslänglicher Arbeitsunfähig-
keit führen, zumal er sich nicht 
auf eine bestimmte Lohnfortzah-
lungsdauer bei einer bestimmten 
Arbeitgeberin bezieht. Ohnehin 
wäre eine Anstellung bei einer 
Arbeitgeberin keine Bedingung 
dieser Regelung. Bedingung ist 
lediglich, dass die zugrundelie-
gende Krankheit Folge der Mut-
terschaft ist oder aber nach der 
Geburt auftritt. Wichtig ist zu-
dem: Die Stadt hätte aus Daten-
schutzgründen keine Möglich-
keit, sich die Arbeitsunfähigkeit 
und deren Zusammenhang mit 
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SP/JUSO60: 
3b Bei erschwerten Bedingun-

gen besteht unter Berücksich-

tigung des eidgenössischen 

Rechts ein Anspruch auf eine 

angemessene Verlängerung 

des Mutterschafts- und Vater-

schaftsurlaubs. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Geburt bestätigen zu lassen, 
wenn die Mutter nicht bei der 
Stadt angestellt ist. 
 
 
Ablehnen 
Das Bundesrecht sieht neu die 
Verlängerung des Anspruchs auf 
Mutterschaftsentschädigung um 
höchstens 56 Tage vor, wenn 
das Neugeborene unmittelbar 
nach der Geburt ununterbrochen 
während mindestens zwei Wo-
chen im Spital bleiben muss. 
Hinsichtlich des vorgesehenen 
Mutterschaftsurlaubs erübrigt 
sich somit eine Regelung auf 
städtischer Ebene. In Bezug auf 
den Vaterschaftsurlaub sieht 
das Bundesrecht keine Verlän-
gerung des Urlaubs vor (vgl. Art. 
16c EOG).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                   
60  Begründung: Mit dieser allgemeinen Formulierung, kann auf die Aufzählung – mit der sicher nicht alle relevanten Sachverhalte abge-

deckt werden und können - individuell angepasste Lösungen gefunden werden. Was «erschwerte Bedingungen» sind, kann sehr von 
individuellen Bedürfnissen abhängen. Zudem müsste die Bestimmung mit einer allgemeinen Formulierung auch nich t jedes Mal ange-
passt werden, wenn auf eidgenössischer Ebene etwas ändert. Zudem wird mit der vorgeschlagenen Einführung des Elternurlaub in Art. 
46a eine deutliche und zentrale Verbesserung für alle Eltern erreicht.   



 71 

Personalreglement; bisher Personalreglement; neu 

 

Anträge aus dem Stadtrat Stellungnahme Gemeinderat 

 
GFL/EVP61: 
3b Bei erschwerten Bedingun-

gen sind längere Mutter-

schafts- und Vaterschaftsur-

laube zu gewähren. 

 

 
 
 
GLP/JGLP:62 
3b Bei erschwerten Bedingun-

gen sind längere Mutter-

schafts- und Vaterschaftsur-

laube gemäss folgenden Vor-

gaben vorzusehen: 

 Bei Zwillingsgeburten, Ver-

längerung des Mutter-

schaftsurlaubs auf 20 Wo-

chen und des Vater-

schaftsurlaubs auf 6 Wo-

chen. 

 Bei schwerer Krankheit o-

der Behinderung des 

Säuglings, Verlängerung 

des bezahlten Mutter-

schafts- und Vaterschafts-

urlaubs um vier Wochen 

 
Ablehnen 
Der unbestimmt formulierte lässt 
sich nicht rechtsgleich und will-
kürfrei umsetzen. Da auch die 
Urlaubsdauer abhängig vom 
Einzelfall sein soll, hätte der 
Vorschlag unabsehbare Kosten-
folgen.  
 
 
Ablehnen 
Der Antrag wird abgelehnt. 
Siehe dazu die Stellungnahme 
zu Antrag FSU-Minderheit zu Ar-
tikel 46 Abs. 3a. 
 
 
 

                                                   
61  Begründung: Es braucht eine Grundlage für längere Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaube bei erschwerten Bedingungen (z.B. für Zwil-

lings- und Mehrlingsgeburten, bei schwerer Erkrankung des Säuglings, usw.). Dabei sollten aber die Gründe nicht abschliessend aufge-
zählt und keine feste Regelung der Urlaube festgeschrieben werden, sondern die längeren Urlaube sollen auf die individuellen Bedürf-
nisse in der konkreten Situation der Familie abgestimmt werden können.  

62  Begründung: Die ersten beiden Forderungen des FSU Minderheitsantrags sind nachvollziehbar. Die weiteren Forderungen sind unver-
hältnismässig. Das Reglement soll die wesentlichen Inhalte fest -legen und nicht jeden seltenen Sonderfall bis ins Detail regulieren.  
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4 
Angestellte haben Anspruch 

auf bezahlten Adoptionsur-

laub von 8 Wochen bei bewil-

ligter Aufnahme eines Kindes 

zur späteren Adoption, sofern 

das Kind im Zeitpunkt der Auf-

nahme das achte Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat und 

nicht vom Ehegatten stammt.
 

4 
(unverändert)

 FSU63:  
4 

Angestellte haben Anspruch 
auf bezahlten Adoptionsurlaub 
von 8 Wochen bei bewilligter 
Aufnahme eines Kindes zur spä-
teren Adoption, sofern das Kind 
im Zeitpunkt der Aufnahme das 
achte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat und nicht von 
dem/der Partner*in Ehegatten 
stammt. 
 

Annehmen 
Vgl. Stellungnahme zu Antrag 
Nr. 2 GB/JA! 
Der Gemeinderat schlägt im 
Sinne einer barrierefreien 
Schreibweise für sehbeeinträch-
tigte Personen jedoch folgende 
Formulierung vor: 
 
«Angestellte haben Anspruch 
auf bezahlten Adoptionsurlaub 
von 8 Wochen bei bewilligter 
Aufnahme eines Kindes zur spä-
teren Adoption, sofern das Kind 
im Zeitpunkt der Aufnahme das 
achte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat und nicht vom 
Ehegatten von der Partnerin o-
der dem Partner stammt.» 

  FSU64: 
4b 

Angestellte haben An-
spruch auf bezahlten Adopti-
onsurlaub von 4 Wochen bei 
bewilligter Aufnahme eines 
Kindes zur späteren Adoption, 
sofern das Kind im Zeitpunkt 
der Aufnahme das achte Le-
bensjahr vollendet hat und 
nicht von dem/der Partner*in 
stammt. 

Ablehnen 
Eine differenziertere Formulie-
rung würde jedoch unterstützt. 
Ein älteres Kind bedarf nicht der 
gleich intensiven Betreuung wie 
ein jüngeres Kind. Der Gemein-
derat schlägt deshalb vor, Ur-
laub von vier Wochen zu gewäh-
ren, bis das Kind das 12. Alters-
jahr vollendet hat. 
Folgende Formulierung wird vor-
geschlagen: «Angestellte haben 

                                                   
63  Begründung: Begrifflichkeiten sind veraltet. Dieses Recht muss Zivilstands unabhängig gelten. 
64  Begründung: Der Sprung von 8 Wochen bezahlten Adoptionsurlaub bei Kindern unter acht Jahren auf null bezahlten Adoptionsurlaub 

bei Kindern über 8 Jahren ist abrupt und willkürlich. Es werden zwar nur selten ältere Kinder adopti ert, die Herausforderungen werden 
bei einem tatsächlichen Fall dadurch aber nicht kleiner. Es ist daher umso wichtiger, dass der neuen Familie genügend Zeit ei ngeräumt 
wird. 
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vom vollendeten achten bis zum 
vollendeten 12. Lebensjahr des 
Kindes im Zeitpunkt der Auf-
nahme Anspruch auf bezahlten 
Adoptionsurlaub von 4 Wochen 
bei bewilligter Aufnahme zur 
späteren Adoption.» 
Sollte der Antrag angenommen 
werden, müsste der neue Ab-
satz in 4a statt 4b umbenannt 
werden, da er auf Absatz 4 folgt. 
 

5 ... 5 
(unverändert)

   

6 
Angestellten wird im Zusam-

menhang mit der Geburt oder 

Adoption eines Kindes auf Ge-

such hin ein zusammenhän-

gender unbezahlter Urlaub bis 

zu zwei Jahren gewährt, so-

fern der ordentliche Dienstbe-

trieb sichergestellt ist.
 

6 
(unverändert)

 [Hinweis: Abs. 6 wird aufgeho-
ben, wenn Art. 46a Abs. 4 ange-
nommen wird. Vgl. Antrag FSU 
zu Art. 46a Abs. 4.] 

Der Hinweis ist korrekt. 
 
Ebenso wird Abs. 6 aufgehoben, 
wenn der Formulierungsvor-
schlag des Gemeinderats zu Art. 
46a Abs. 4 angenommen wird. 

  FSU65: 
7 

Angestellte haben nach ei-
ner für die Geburt oder Adop-
tion eines Kindes bewilligten 
Reduktion ihres Arbeitspen-
sums ein Anrecht darauf, dass 
ihr reduziertes Arbeitspensum 
mittelfristig und auf Gesuch 

Ablehnen 
Die Regelung leistet willkürlicher 
und rechtsungleicher Behand-
lung Vorschub. Zum einen räumt 
sie nur bei Adoption und Geburt 
eines Kindes einen Anspruch ein 
(bei Übernahme von Betreu-
ungspflichten für Angehörige 

                                                   
65  Begründung: Der Wunsch nach einem reduzierten Arbeitspensum nach einer Geburt oder Adoption eines Kindes ist selten eine Ent-

scheidung auf Lebenszeit, sondern entspricht meistens kurzfristigen Bedürfnissen in der Familie insbesondere mit kleinen Kind ern. Nach 
der Einschulung werden bei vielen Eltern wieder Kapazitäten frei. Es ist deshalb gesellschaftlich als auch wirtschaftlich wichtig, dass 
Eltern, die nach einer Reduktion ihrer Stellenprozente mehr arbeiten möchten, dies auch tun können.  
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hin auf das ursprüngliche Ar-
beitspensum aufgestockt 
wird. Eventuell auch mit einer 
Umplatzierung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
SP/JUSO66: 
7 Angestellte haben nach einer 
für die Geburt oder Adoption 
eines Kindes bewilligten Re-
duktion ihres Arbeitspensums 
ein Anrecht darauf, ihr Ar-
beitspensum spätestens nach 
vier Jahren und auf Gesuch 
hin innert eines halben Jahres 

nach Artikel 130a PVO soll z.B. 
hingegen kein Anrecht auf Wie-
derherstellung des ursprüngli-
chen Pensums bestehen). Wei-
ter wird für einen bedeutenden 
Anspruch wie diesen in sehr un-
bestimmter Weise festgehalten, 
es könne «mittelfristig» das alte 
Pensum beantragt werden. Die 
Umplatzierung ist zur Wieder-
herstellung des früheren Pen-
sums eine ungeeignete Mass-
nahme. Diese erfolgt aus-
schliesslich bei Stellenaufhe-
bung und ist ein mit diversen 
Verpflichtungen ausgestalteter 
Prozess, der in diesem Zusam-
menhang nicht vorstellbar wäre. 
 
 
 
 
Ablehnen 
Der Antrag wird abgelehnt. 
Gleich wie der vorangehende 
Antrag, führt er zu einer Un-
gleichbehandlung der Angestell-
ten (z.B. keine Wiederaufsto-
ckung möglich für Angestellte 
mit Betreuungspflichten gegen-
über Angehörigen). Auch dieser 

                                                   
66  Begründung: Damit die Vorgesetzten bei der Reduktionen von Pensen, diese Stellenprozente wieder besetzen können, brauchen sie 

eine gewisse Planungssicherheit. Sonst werden die Aufgaben i.R. ohne Stellenaufstockungen einfach auf andere Personen verteil t, was 
zu einer z.T. gesundheitsschädigenden Arbeitsverdichtung führt und die Teamzusammenarbeit enorm erschwert. Da heute das Kinder-
gartenalter bei vier Jahren liegt, sollte dieser Entscheid spätestens dann gefällt werden können. Zudem ist eine solche Aufstockung nicht 
sofort möglich, da unter Umständen einer/einem anderen Mitarbeitenden gekündigt bzw. das Pensum wieder gekürzt werden müsste.  
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auf das ursprüngliche Arbeits-
pensum aufzustocken. 

Vorschlag lässt viel Raum für 
willkürliche Entscheide (innert 
vier Jahren). Unklar ist weiter, 
wie in was für einem Verhältnis 
die Frist von einem halben Jahr 
zur Frist von vier Jahren steht. 
Falls sie sich auf die Gesuch-
stellung bezieht, stellt sich die 
Frage, warum ein Gesuch innert 
eines halben Jahres für eine 
Wiederaufstockung in vier Jah-
ren gestellt werden soll. Die 
Parteien können diese Frage so 
lange im Voraus gar nicht sinn-
voll beurteilen. 

  FSU67: 
Art. 46a (neu) Elternzeit 
1 Angestellte haben im An-
schluss an Mutterschafts- o-
der Vaterschaftsurlaub An-
spruch auf bezahlte Elternzeit 
von 12 Wochen. Dieser An-
spruch gilt auch für Ange-
stellte, die in einer eingetrage-
nen Partnerschaft oder in ei-
ner faktischen Lebens-ge-
meinschaft gemäss Artikel 
264c ZGB mit dem Vater oder 
der Mutter des Kindes leben. 
2 Arbeiten beide anspruchs-
berechtigten Personen bei der 
Stadt, kann der Anteil der Mut-
ter ganz oder teilweise auf die 

Ablehnen 
2019 sind die jährlichen Mehr-
kosten für sechs Wochen Eltern-
urlaub mit ca. Fr. 500'000.00 be-
ziffert worden. Bei einer Verdop-
pelung des Urlaubs wäre mit Zu-
satzkosten von rund einer Mil-
lion Franken jährlich zu rechnen.  
Für den Fall, dass eine Rege-
lung zur Elternzeit eingeführt 
werden soll, schlägt der Ge-
meinderat folgende Formulie-
rung für Artikel 46a vor: 
 

«Art. 46a   (neu) Elternurlaub 

                                                   
67  Begründung: Das Postulat 2017.SR.000149 «Ein Pilotprojekt für eine Elternzeit» ist vom Stadtrat überwiesen worden. Die Stadt sol lte 

deshalb zusätzlich zu Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaub eine Elternzeit von 24 Wochen (Wenn beide Eltern bei der Stadt arbeiten) 
einführen, wie dies die eidgenössischen Kommissionen für Familienfragen (EKFF) und Frauenfragen (EKF) empfehlen.  
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andere Person übertragen 
werden. Der ausgerichtete 
Lohn richtet sich nach dem 
Beschäftigungsgrad und der 
Einstufung der urlaubsbezie-
henden Person. 
3 Der Elternurlaub kann inner-
halb von zwei Jahren bezogen 
werden. Der Bezug ist raten-
weise und – sofern der Dienst-
betrieb gewährleistet bleibt – 
teilzeitlich möglich. 
4 Angestellten wird im An-
schluss an Mutterschafts-/ Va-
terschaftsurlaub, Elternzeit o-
der Adoptionsurlaub auf Ge-
such hin ein zusammenhän-
gender unbezahlter Urlaub bis 
zu zwei Jahren gewährt, so-
fern der ordentliche Dienstbe-
trieb sichergestellt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1 
Angestellte haben nach der 

Geburt ihrer Kinder zusätzlich 

zum Mutterschafts- bzw. Vater-

schaftsurlaub Anspruch auf be-

zahlten Elternurlaub von 6 Wo-

chen. Dieser Anspruch gilt auch 

für Angestellte, die in einer ein-

getragenen Partnerschaft oder 

in einer faktischen Lebensge-

meinschaft gemäss Artikel 264c 

ZGB mit dem Vater oder der 

Mutter des Kindes leben. 

2 
Arbeiten beide anspruchsbe-

rechtigten Personen bei der 

Stadt, kann der Elternurlaub der 

Mutter ganz oder teilweise auf 

die andere Person übertragen 

werden. Der ausgerichtete Lohn 

richtet sich nach dem Beschäfti-

gungsgrad und der Einstufung 

der urlaubsbeziehenden Person.  

3
 Der Elternurlaub kann inner-

halb von zwei Jahren bezogen 

werden. Der Bezug ist raten-

weise und – sofern der Dienst-

betrieb gewährleistet bleibt 

– teilzeitlich möglich. 
 

4 
Angestellten wird im Zusam-

menhang mit der Geburt eines 
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SP/JUSO68: 
Art. 46a (neu) Elternzeit 
1 Angestellte haben nach der 
Geburt ihrer Kinder Anspruch 
auf bezahlte Elternzeit von 6 
Wochen. Dieser Anspruch gilt 
auch für Angestellte, die in ei-
ner eingetragenen Partner-
schaft oder in einer faktischen 
Lebensgemeinschaft gemäss 
Artikel 264c ZGB mit dem Va-
ter oder der Mutter des Kindes 
leben. 

2 Arbeiten beide anspruchsberech-

tigten Personen bei der Stadt, 

kann die Elternzeit der Mutter 

ganz oder teilweise auf die andere 

Person übertragen werden. Der 

ausgerichtete Lohn richtet sich 

nach dem Beschäftigungsgrad und 

der Einstufung der urlaubsbezie-

henden Person. 

Kindes auf Gesuch hin ein zu-

sammenhängender unbezahlter 

Elternurlaub bis zu zwei Jahren 

gewährt, sofern der ordentliche 

Dienstbetrieb sichergestellt ist.» 
 
 
 
Ablehnen 
Im Jahr 2019 sind die jährlichen 
Mehrkosten für sechs Wochen 
Elternurlaub mit ca. Fr. 
500'000.00 beziffert worden.  
Für den Fall, dass eine Rege-
lung zur Elternzeit eingeführt 
werden soll, schlägt der Ge-
meinderat die Formulierung zu 
Artikel 46a gemäss seiner Stel-
lungnahme zum vorangehenden 
Antrag FSU vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                   
68  Begründung: Die Einführung einer Elternzeit aufgrund der finanziellen Situation der Stadt bis mindestens 2024 aufzuschieben ist für 

eine moderne Arbeitgeberin wie die Stadt Bern nicht vertretbar. Personen, die bei der Stadt arbeiten und in Erwartung eines Kindes sind, 

sollten trotz der finanziell angespannten Lage bereits heute zusätzlich zu den 16 Wochen Mutterschaftsschutz, 4 Wochen Vaters chaftsur-

laub sowie den drei Wochen vorgeburtlichem Mutterschaftsurlaub eine Elternzeit von 6 Wochen beziehen können.  
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3 Die Elternzeit kann innerhalb 

von zwei Jahren bezogen werden. 

Der Bezug ist ratenweise und – so-

fern der Dienstbetrieb gewährleis-

tet bleibt – teilzeitlich möglich. 

 
GFL/EVP69:  
Art. 46a (neu) Elternzeit 

1 Angestellte haben im An-
schluss an Mutterschafts-, Va-
terschafts-, oder Adoptionsur-
laub Anspruch auf bezahlte 
Elternzeit von 12 Wochen. Die-
ser Anspruch gilt auch für An-
gestellte, die in einer eingetra-
genen Partnerschaft oder in 
einer faktischen Lebensge-
meinschaft gemäss Artikel 
264c ZGB mit dem Vater oder 
der Mutter des Kindes leben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnen 
2019 sind die jährlichen Mehr-
kosten für sechs Wochen Eltern-
urlaub mit ca. Fr. 500 000.00 
beziffert worden. Bei einer Ver-
doppelung des Urlaubs wäre mit 
Zusatzkosten von rund einer Mil-
lion Franken jährlich zu rechnen. 
Da der Urlaub auch bei Adoption 
gewährt werden soll, wären die 
Kosten noch höher. 
Für den Fall, dass eine Rege-
lung zur Elternzeit eingeführt 
werden soll, schlägt der Ge-
meinderat die Formulierung zu 
Artikel 46a gemäss seiner Stel-
lungnahme zum Antrag FSU vor. 

Art. 47   Erfüllung gesetzlicher 

Pflichten 

Art. 47   Erfüllung gesetzlicher 

Pflichten 

  

1 
Angestellte haben bei Ar-

beitsverhinderung wegen der 

Erfüllung gesetzlicher Pflich-

1 Angestellte haben bei Arbeits-

verhinderung wegen der Erfül-

lung gesetzlicher Pflichten ins-

besondere für Dienstleistungen 

  

                                                   
69  Begründung: Adoptiveltern haben keinen Anspruch auf Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaub sondern nur 8 Wochen Adoptionsurlaub. Die familiä-

ren Herausforderungen für Adoptiveltern sind allerdings ähnlich wie für leibliche Eltern. 
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ten, insbesondere für Dienst-

leistungen, Anspruch auf 

Lohnfortzahlung während der 

ganzen Dauer der Beanspru-

chung. 

Anspruch auf Lohnfortzahlung 

während der ganzen Dauer der 

Beanspruchung.  

2 
Demissionieren Angestellte 

innerhalb einer vom Gemein-

derat festgesetzten Frist nach 

einer länger als zwei Monate 

dauernden, zusammenhängen-

den Dienstleistung, haben sie 

den die Erwerbsersatzent-

schädigung übersteigenden 

Teil der Lohnfortzahlung an-

teilmässig zurückzuerstatten. 

2 
Demissionieren Kündigen An-

gestellte innerhalb einer vom 

Gemeinderat festgesetzten Frist 

nach einer länger als zwei Mo-

nate dauernden, zusammenhän-

genden Dienstleistung, haben 

sie den die Erwerbsersatzent-

schädigung übersteigenden Teil 

der Lohnfortzahlung anteilmäs-

sig zurückzuerstatten.
 

  

3 
Der Gemeinderat erlässt 

Bestimmungen über die Lohn-

fortzahlung bei Arbeitsverhin-

derungen wegen der Erfüllung 

gesetzlicher Pflichten. 

3 (unverändert) 
  

Art. 50   
 

Art. 50   Abfindung
   

1 Angestellte im definitiven 

Verhältnis, deren Dienstver-

hältnis vorwiegend aus Grün-

den, für die sie nicht einzu-

stehen haben, durch die Stadt 

aufgelöst wird, haben An-

spruch auf eine Abfindung, 

1 Angestellte, im definitiven Ver-

hältnis, deren Dienstverhältnis 

vorwiegend aus Gründen, für die 

sie nicht einzustehen haben, 

durch die Stadt aufgelöst wird 

deren Dienstverhältnis durch 
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sofern bei ihrer Anstellung die 

mögliche Stellenaufhebung 

nicht bekannt war. 

Stellenaufhebung endet, ha-

ben Anspruch auf eine Abfin-

dung, sofern bei ihrer Anstellung 

die mögliche Stellenaufhebung 

nicht bekannt war. 

2 Die Abfindung beträgt 70 

Prozent des Grundlohnes 

während höchstens 24 Mona-

ten unter Berücksichtigung 

von Anstellungsdauer, Le-

bensalter, Betreuungs- und 

Unterhaltspflichten sowie der 

Vermittelbarkeit auf dem Ar-

beitsmarkt. In Härtefällen kann 

der Gemeinderat die Abfin-

dungsdauer auf 36 Monate 

verlängern. Er erlässt die nöti-

gen Bestimmungen. 

2 (unverändert) 
FDP/JF70: 
2 Die Abfindung beträgt 70 Pro-
zent des Grundlohns während 
höchstens 12 Monaten unter 
Berücksichtigung von Anstel-
lungsdauer, Lebensalter, Be-
treuungs- und Unterhaltspflich-
ten sowie der Vermittelbarkeit 
auf dem Arbeitsmarkt. In Härte-
fällen kann der Gemeinderat die 
Abfindungsdauer auf 24 Monate 
verlängern. 

Ablehnen 
Die bestehende Abfindungsre-
gelung sieht nicht in jedem Fall 
die maximale Abfindungsdauer 
von 36 Monaten vor, sondern ist 
abgestuft nach Dienst- sowie 
Lebensalter. Dem Anliegen des 
Antrags trägt die geltende Rege-
lung ausreichend Rechnung. 

3 … 3 (unverändert) 
  

4 Die Abfindung wird um jenen 

Betrag gekürzt, um den sie zu-

sammen mit den Ansprüchen 

gegen die Sozialversicherun-

gen und allfälligem Erwerbs-

einkommen den zuletzt bezo-

4 (unverändert) 
  

                                                   
70  Begründung: Bis zu 36 Monate nach Stellenaufhebung auf Kosten der Steuerzahlenden eine Abfindung zu zahlen, ist unverhältnismäs-

sig lang. Zum Vergleich: Die Privatwirtschaft sieht meist Abfindungen für 1 - max. 2 Jahre vor. 
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genen Grundlohn mit Sozial-

zulagen übersteigt. Sie wird 

entzogen, wenn die betroffe-

nen Angestellten 

a. eine ihnen von der Stadt o-

der von Dritten angebo-

tene, zumutbare Stelle 

nicht annehmen; 

b. bei der Stellensuche die 

ihnen zumutbaren Anstren-

gungen nicht unterneh-

men; 

c.   das reglementarische 

Rücktrittsalter der Perso-

nalvorsorgekasse erreicht 

haben.
 

  
  

Art. 60   Pflicht zur Übernahme 

einer anderen Tätigkeit; Um-

platzierung 

Art. 60   Umplatzierung bei 

Stellenaufhebung 

  

1 Angestellte haben eine an-

dere, ihnen zugewiesene, zu-

mutbare Tätigkeit an ihrer bis-

herigen oder an einer andern 

Stelle zu übernehmen, wenn 

sie ihre bisherige Tätigkeit 

aus gesundheitlichen Gründen 

1 Angestellte haben eine an-

dere, ihnen zugewiesene, zu-

mutbare Tätigkeit an ihrer bishe-

rigen oder an einer andern 

Stelle zu übernehmen, wenn sie 

ihre bisherige Tätigkeit aus ge-

sundheitlichen Gründen nicht 

mehr ausüben können oder 
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nicht mehr ausüben können o-

der dienstliche, namentlich or-

ganisatorische Gründe dies 

erfordern.  

dienstliche, namentlich organi-

satorische Gründe dies erfor-

dern ihre Stelle ganz oder teil-

weise aufgehoben wird. 

2 Bewerben sich umzuplatzie-

rende Angestellte auf eine 

Stelle, für die sie geeignet 

sind, erhalten sie gegenüber 

den übrigen Bewerbenden den 

Vorzug.  

2 (aufgehoben)  
  

3 Bei unverschuldeten Umplat-

zierungen aus dienstlichen o-

der gesundheitlichen Gründen 

wird während einer Über-

gangsfrist von zwei Jahren 

der bisherige Lohn franken-

mässig garantiert. Danach fin-

det eine Lohnanpassung an 

die neue Stelle statt. In Härte-

fällen kann eine mildere Lö-

sung getroffen werden.  

3 Bei unverschuldeten Umplat-

zierungen aus dienstlichen oder 

gesundheitlichen Gründen auf-

grund einer Stellenaufhebung 

wird während einer Übergangs-

frist von zwei Jahren ab Anstel-

lung an der neuen Stelle der 

bisherige Lohn frankenmässig 

garantiert. Danach findet eine 

Lohnanpassung an die neue 

Stelle statt. In Härtefällen kann 

eine mildere Lösung getroffen 

werden. 

  

 3bis (neu) An einer neuen 

Stelle wird anstelle einer Pro-

FDP/JF71: 
Auf den neuen Absatz 3bis von 
Art. 60 sei zu verzichten.  

Ablehnen 
In der Begründung wird ausge-
führt, es sei nicht notwendig, für 

                                                   
71  Begründung: Wenn Angestellte umplatziert werden, haben sie sich bereits etabliert. Eine Probezeit für Umplatzierte anzusetzen ist nicht 

notwendig und führt für die Angestellten und für die Stadt unnötig zu fehlender Rechtssicherheit.  
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bezeit eine Versuchszeit be-

gründet. Sie beträgt maximal 

sechs, bei leitenden Ange-

stellten maximal 12 Monate. 

Bei Bewährung erfolgt nach 

Ablauf der Versuchszeit eine 

Anstellung an der neuen 

Stelle. 

Umplatzierte eine Probezeit an-
zusetzen. In Abs. 3bis wird an-
stelle der Probezeit eine Ver-
suchszeit vorgesehen. Diese ist 
für die Betroffenen vorteilhaft, 
weil sie bei erfolglosem Versuch 
auf die angestammte Stelle zu-
rückkehren können. 

4 Bei verschuldeten Umplat-

zierungen findet die Anpas-

sung mit Übernahme der 

neuen Stelle statt.  

4 (aufgehoben)  
  

5 Der Gemeinderat erlässt 

Bestimmungen über die Um-

platzierung und regelt die 

Lohnanpassungen.  

5 (aufgehoben)  
  

  
GFL/EVP:72 
(neu) 4. Kapitel: Arbeitsformen 
Art. 82a Arbeitsformen 
1 Die Vorgesetzten tragen den 
Bedürfnissen der Arbeitneh-
menden hinsichtlich flexibler 
Arbeitsformen, insbesondere 
Homeoffice, Rechnung. 
2 Die Regelung gilt unabhän-
gig vom Beschäftigungsgrad 
der Arbeitnehmenden. 

Ablehnen 
Homeoffice ist im Rahmen des 
geltenden Rechts ohne weiteres 
möglich und hat sich in der 
Stadtverwaltung bereits seit län-
gerer Zeit etabliert. Eine Rege-
lung wird zudem stufengerecht 
in der PVO erfolgen. 
 

                                                   
72  Begründung Die Pandemie hat gezeigt, dass flexible Arbeitsformen, sofern vom Arbeitnehmenden gewünscht, positive Effekte auf das Wohlbefin-

den im Sinne der Work-Live-Balance haben können. 
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3 Die Vereinbarung kann 
mündlich oder schriftlich ab-
geschlossen werden. 

Art. 92   Zuständige Instanzen 

für Verfügungen 

Art. 92   Zuständige Instanzen 

für Verfügungen 

  

1 
Zuständig für den Erlass 

personalrechtlicher Verfügun-

gen (insbesondere für Anstel-

lung, Demission, Entlassung 

und Disziplinierung) ist 

1 Zuständig für den Erlass per-

sonalrechtlicher Verfügungen 

(insbesondere für Anstellung, 

Demission, Entlassung und Dis-

ziplinierung) und Verträge ist 

  

a. der Gemeinderat für 

1. die leitenden Angestell-

ten der Kaderstufe 1; 

2. die weiteren ihm oder 

einzelnen seiner Mit-

glieder direkt unter-

stellten Angestellten;  

a. (unverändert) 
  

b. die Direktorin oder der Di-

rektor für 

1. die leitenden Angestell-

ten der Kaderstufe 2; 

2. die übrigen Angestell-

ten. 

b. (unverändert) 
  

c. …  c. (unverändert) 
  

2 
Der Gemeinderat kann seine 

Befugnisse mit Ausnahme des 

2 
Der Gemeinderat kann seine 

Befugnisse mit Ausnahme des 
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Erlasses von Anstellungs- und 

Entlassungsverfügungen so-

wie Disziplinarmassnahmen 

an die Direktorinnen oder Di-

rektoren übertragen.  

Erlasses von Anstellungs- und 

Entlassungsverfügungen sowie 

Disziplinarmassnahmen an die 

Direktorinnen oder Direktoren 

übertragen. Ausgenommen da-

von sind Befugnisse betref-

fend Anstellungsverträge, 

Kündigungsverfügungen nach 

der Probezeit und Disziplinar-

massnahmen. 

3 
Die Direktorin oder der Di-

rektor kann ihre oder seine 

Befugnisse an die leitenden 

Angestellten übertragen. Aus-

genommen davon sind  

3 
Die Direktorin oder der Direk-

tor kann ihre oder seine Befug-

nisse an die leitenden Angestell-

ten übertragen. Ausgenommen 

davon sind 

  

a. die Befugnisse, die vom 

Gemeinderat übertragen 

sind; 

a. (unverändert) 
  

b. die Befugnisse, welche 

die leitenden Angestellten 

der Kaderstufe 2 betref-

fen; 

b. (unverändert) 
  

c. der Erlass von Disziplinar-

massnahmen und Entlas-

sungsverfügungen. 

c. (unverändert)  
  

4 
Vor dem Erlass von Verfü-

gungen ist die Stellungnahme 

4 Vor dem Erlass von Verfügun-

gen ist die Stellungnahme des 
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des zuständigen Direktions-

personaldienstes einzuholen.  

zuständigen Direktionspersonal-

dienstes, bei Disziplinarmass-

nahmen und Kündigungsver-

fügungen auch jene des Per-

sonalamts (Personalrechts-

dienst) einzuholen. 

5 
Stellt der Direktionsperso-

naldienst fest, dass ein Antrag 

nicht im Rahmen der gelten-

den Bestimmungen und der 

Praxis liegt, hat er ihn dem 

Personalamt zu unterbreiten. 

Lehnt auch dieses den Antrag 

ab und kann mit der Direktion 

keine Einigung erzielt werden, 

unterbreitet die zuständige Di-

rektorin oder der zuständige 

Direktor das Geschäft dem 

Gemeinderat zum Entscheid. 

Erlass und Eröffnung der Ver-

fügung bleibt Sache der zu-

ständigen Instanz.  

5 (unverändert) 
  

Art. 93   Personalrechtliche 

Verfügungen; Anfechtung 

Art. 93   Personalrechtliche Ver-

fügungen; Anfechtung 

  

1 Personalrechtliche Verfü-

gungen haben den vom Ver-

waltungsrechtspflegegesetzes 

1 (unverändert)  
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umschriebenen Voraussetzun-

gen an den Inhalt einer Verfü-

gung zu genügen. 

2 Gegen personalrechtliche 

Verfügungen des Gemeindera-

tes und der Direktorinnen und 

Direktoren stehen keine stadt-

internen Rechtsmittel zur Ver-

fügung. Personalrechtliche 

Verfügungen der übrigen zu-

ständigen Instanzen sind, in-

nert 30 Tagen nach Eröffnung, 

mit Beschwerde bei der Direk-

torin oder beim Direktor an-

fechtbar.  

2 Gegen personalrechtliche Ver-

fügungen des Gemeinderates 

und der Direktorinnen und Direk-

toren stehen keine stadtinternen 

Rechtsmittel zur Verfügung. Per-

sonalrechtliche Verfügungen der 

übrigen zuständigen Instanzen 

sind, innert 30 Tagen nach Er-

öffnung, mit Beschwerde bei der 

Direktorin oder beim Direktor 

anfechtbar. 

  

3 Angestellte können gegen 

personalrechtliche Verfügun-

gen der zuständigen Instanz 

innert 30 Tagen nach Eröff-

nung Beschwerde beim Regie-

rungsstatthalteramt erheben. 

3 (unverändert)  
  

4 Dienstanweisungen sind 

nicht anfechtbar. 

4 (unverändert)  
 
 
 
 
 

 

  
SVP:73 Ablehnen 

                                                   
73  Begründung: Die diversen geplanten Neuanstellungen werden wesentliche Kostenfolgen nach sich ziehen. Man kann auch in Bern nicht immer nur 

bestellen und zu jedem Kredit Ja sagen ohne die Konsequenzen tragen zu müssen! Angesichts der Möglichkeit der Kompensation ist der Gemeinde-
rat nicht zu sehr eingeschränkt. 
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(neu) Art. 95a Übergangsrege-
lung für Stellenmoratorium 

1 Es gilt ein Stellenmorato-
rium. Auf Neuanstellungen 
wird verzichtet, sofern die 
Kosten nicht kompensiert wer-
den. 
2 Das Moratorium endet sofern 
5 Jahre nacheinander eine 
ausgeglichene Jahresrech-
nung und ein ausgeglichenes 
Budget vorliegen. 
 
 
 
 
Eventualantrag SVP:74 

(neu) Art. 95a Übergangsrege-
lung für Stellenmoratorium 

1 Es gilt ein Stellenmorato-
rium. Auf das Wiederbesetzen 
von durch natürliche Abgänge 
und Pensionierungen freiwer-
denden Stellen ohne vorgän-
gige Abklärungen inwiefern 
die Beibehaltung dieser Stelle 
zwingend erforderlich ist, wird 
verzichtet. 
2 Das Moratorium endet sofern 
5 Jahre nacheinander eine 

Ein mit dem Wachstum verbun-
denes Stellenwachstum ist un-
abdingbar. So müssen für neue 
Schulen oder Pärke zusätzliche 
personelle Ressourcen zur Ver-
fügung gestellt werden Auch die 
Digitalisierung hat ein Stellen-
wachstum zur Folge. Wenn zu-
dem der Stadt eine gesetzliche 
Aufgabe übertragen wird, muss 
sie die entsprechenden Stellen 
bereitstellen können, um den 
gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. 
Aus diesem Grund ist ein Mora-
torium nicht möglich. 
 
 
 
 
Ablehnen 
Für die Gründe wird auf die Stel-
lungnahme zum vorangehenden 
Antrag verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                   
74  Begründung: Die diversen geplanten Neuanstellungen werden wesentliche Kostenfolgen nach sich ziehen. Man kann auch in Bern nicht immer nur 

bestellen und zu jedem Kredit Ja sagen ohne die Konsequenzen tragen zu müssen! Angesichts der Möglichkeit der Kompensation ist der Gemeinde-
rat nicht zu sehr eingeschränkt. 
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ausgeglichene Jahresrech-
nung und ein ausgeglichenes 
Budget vorliegen. 
 
Eventualantrag SVP:75 

(neu) Art. 95a Übergangsrege-
lung für Stellenmoratorium 

1 Der Gemeinderat verzichtet 
auf die Besetzung der vorge-
sehenen neuen Stellen, soweit 
diese nicht vollständig kom-
pensiert werden. 
2 Das Moratorium endet sofern 
5 Jahre nacheinander eine 
ausgeglichene Jahresrech-
nung und ein ausgeglichenes 
Budget vorliegen. 

 
 
 
 
 
Ablehnen 
Für die Gründe wird auf die Stel-
lungnahme zu den vorangehen-
den Anträgen verwiesen. 
 

 Art. 96b (neu) Übergangsrege-

lung für Vertragsangestellte 

FDP/JF76: 
Auf den neuen Art. 96b sei zu 
verzichten. 

Ablehnen 
Bei Überführung der privatrecht-
lichen Anstellungen in öffentlich-
rechtliche Anstellungen wird 
eine Übergangsregelung benö-
tigt. Im Übrigen wird auf die 
Stellungnahme zu Antrag 
FDP/JF zu Art. 1 lit. e verwie-
sen. 

 1 Die Arbeitsverträge gemäss 

den allgemeinen Vertragsbe-

dingungen für Arbeitsverträge 

 

                                                   
75  Begründung: Die diversen geplanten Neuanstellungen werden wesentliche Kostenfolgen nach sich ziehen. Man kann auch in Bern nicht immer nur 

bestellen und zu jedem Kredit Ja sagen ohne die Konsequenzen tragen zu müssen! Angesichts der Möglichkeit der Kompensation ist der Gemeinde-
rat nicht zu sehr eingeschränkt. 

76  Begründung: Insbesondere für leitende Angestellte ist weiterhin eine Anstellung im privatrechtlichen Vertragsverhältnis vorzusehen.  
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mit Vertragsangestellten sind 

bis ein Jahr nach Inkrafttreten 

dieser Bestimmung durch öf-

fentlich-rechtliche Anstel-

lungsverträge zu ersetzen. Bis 

zu diesem Zeitpunkt gelten die 

bisherigen Anstellungsbedin-

gungen weiter. 

 2 Im Rahmen der Allgemeinen 

Vertragsbedingungen für Ar-

beitsverträge mit Vertragsan-

gestellten erteilte Bewilligun-

gen bleiben bestehen, bis sie 

ablaufen, abgeändert oder auf-

gehoben werden. Für ihre Er-

neuerung gelten die Bestim-

mungen dieses Reglements.  

 

 3 Die Bestimmungen von Arti-

kel 95 über die Nichtrückwir-

kung sind sinngemäss an-

wendbar.  

 

Anhang 

Alle Ansätze im Anhang sind 

Jahresansätze und entspre-

chen, sofern nichts anderes 

bestimmt ist, einem Stand des 

Landeindexes der Konsumen-

Anhang 

(unverändert)
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tenpreise (LIK) von 100 Punk-

ten (Basisindex Dezember 

2010) 

I. Lohnklassen und Lohnstufen 

(Art. 28)
 

I. Lohnklassen und Lohnstufen (Art. 

28)
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(aufgehoben)
 

  

III. Lohn und Entschädigungen 

des Gemeinderats 

(unverändert)
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